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Im Folgenden haben wir nur die für Ihren Versicherungsumfang 

relevanten Passagen zusammengestellt.  Allgemeine Kundenin-

formationen nach § 1 VVG-Informationspflichtenverordnung 

(VVG-InfoV). 

 
Gesellschaftsangaben (Identität des Versicherers) 

Firmierung  ROLAND Rechtsschutz-Ver

   sicherungs-AG 

Rechtsform  Aktiengesellschaft  
Postanschrift  50664 Köln 
Hausanschrift und Sitz Deutz-Kalker Straße 46, 

der Gesellschaft  50679 Köln 

   (ladungsfähige Anschrift) 

Vorstandsvorsitzender Rainer Brune 
Vorstand   Marc Böhlhoff, Dr. Ulrich 

   Eberhardt 
Registergericht  Amtsgericht Köln 
Registernummer  HRB 2164 

 

Die MOINsure GmbH, Blücherstr. 41a, 18055 Rostock ist berech-

tigt, Anzeigen, Willenserklärungen und Zahlungen des Versicher-

ten entgegenzunehmen und verpflichtet, diese unverzüglich an 

den Versicherer weiterzuleiten. Der Eingang bei MOINsure 

GmbH ist rechtlich gleichbedeutend mit dem Zugang beim Versi-

cherer. Roland kann MOINsure außerdem bevollmächtigen, in ih-

rem Namen eine Kündigung auszusprechen.  

 

Hinweis: Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Er-

klärungen (z.B. Schadensmeldungen) sind direkt über das 

Webportal https://buchung.hepster.com/schaden an die 

MOINsure GmbH zu richten. Bei Fragen wenden Sie sich bitte an 

den hepster-Kundenservice: 0800 / 0 75 33 36 (gebührenfrei aus 

dem Festnetz der Deutschen Telekom) oder aus dem Ausland 

+49 (0) 381 / 203 888 01 (es fallen die Roaming-Gebühren Deines 

Mobilfunkanbieters an). 

 
Hauptgeschäftstätigkeit 

Die ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG ist durch Erlaubnis 

der zuständigen Aufsichtsbehörde zum Betrieb der Rechts-

schutz-Versicherung berechtigt. 

 

Aufsichtsbehörde 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 

Bereich Versicherungen 

Graurheindorfer Straße 108 

53117 Bonn 

 

Ansprechpartner für außergerichtliche Schlichtungen, gesetzli-
che Schlichtungsstelle zur außergerichtlichen Beilegung von 
Streitigkeiten 

Wenn Sie mit unserer Entscheidung nicht einverstanden sind, ha-

ben Sie zur außergerichtlichen Streitbeilegung die Möglichkeit, 

als unabhängigen und neutralen Schlichter den Versiche-

rungsombudsmann anzusprechen: 

 

Versicherungsombudsmann e. V. 

Leipziger Straße 121 

10117 Berlin 

Telefon: 0800 3696000 

Telefax: 0800 3699000 

E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 

 

Zusätzlich haben Sie die Möglichkeit, sich bei folgender Aufsichts-

behörde zu beschweren: 

 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 

Bereich Versicherungen 

Graurheindorfer Straße 108 

53117 Bonn 

Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist und ein-

zelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden kann. 

 

Ihr Recht, unmittelbar den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt be-

stehen. 

 

Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung 
Wir bieten Ihnen eine Rechtsschutz-Versicherung an. Im verein-

barten Rahmen übernehmen wir die Kosten Ihrer rechtlichen In-

teressenwahrnehmung und erbringen weitere Service-Leistun-

gen. 

Der Umfang Ihres Versicherungsschutzes richtet sich nach den 

individuell ausgewählten Bausteinen, Leistungen und Selbstbe-

halten. Grundlage unseres Vertrags sind die beigefügten Allge-

meinen Bedingungen für die Rechtsschutz-Versicherung (ARB) 

einschließlich der jeweils vereinbarten Klauseln und Sonderbe-

dingungen sowie die Allgemeinen Tarifbestimmungen. Einzelhei-

ten zum Umfang der Versicherungsleistungen finden Sie in Ziffer 

2.3 der ARB. Wir erbringen unsere Versicherungsleistungen nach 

Vorliegen eines Versicherungsfalls (siehe Ziffer 2.4 der ARB) 

durch Übernahme der Ihnen für die Wahrnehmung rechtlicher 

Interessen entstehenden Kosten. 

 

Der Versicherungsfall gilt im Rahmen der ARB als eingetreten 

 

a) im Schadenersatz-Rechtsschutz von dem Ereignis an, dass 

den Schaden ausgelöst hat/haben soll, 

 

b) bei der telefonischen Rechtsberatung durch das Ereignis, 

das aufgrund konkreter Lebensumstände das Beratungsbe-

dürfnis erstmals hat entstehen lassen, 

 

c) in allen anderen Fällen von dem Zeitpunkt an, zu dem Sie 

oder ein anderer einen Verstoß gegen Rechtspflichten oder 

Rechtsvorschriften begangen haben oder begangen haben 

sollen. 

 

Die Voraussetzungen müssen zudem nach Beginn des Versiche-

rungsschutzes und vor dessen Beendigung eingetreten sein. Für 

Versicherungsfälle, die während einer Wartezeit eintreten, be-

steht jedoch kein Kostenschutz. 

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

 
Zu zahlender Gesamtbeitrag 

Die Beitragsberechnung erfolgt unter anderem auf Basis der ge-

wählten Selbstbeteiligung. 

Der Beitrag wird neben gegebenenfalls in die Beitragsberech-

nung einfließenden Faktoren (z. B. Zuschläge/ Nachlässe) auf dem 

Versicherungszertifikat konkret ausgewiesen. 

 

Zahlungsweise 

Die vereinbarte Zahlungsweise entnehmen Sie bitte Ihrem Versi-

cherungszertifikat. 

  

• Erstbeitrag  

Ihre Zahlung des ersten oder einmaligen Beitrags gilt als 

rechtzeitig, wenn Sie unverzüglich nach Zugang des Versi-

cherungszertifikat erfolgt.  

 

• Folgebeitrag 

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, können wir 

Ihnen auf Ihre Kosten gemäß § 38 VVG in Textform eine 

Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen be-

tragen muss. 

 

• SEPA-Lastschriftmandat 

Ist mit Ihnen alternativ zur Beitragsrechnung die Einzie-

hung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt Ihre 

Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem im 

ALLGEMEINE KUNDENINFORMATIONEN NACH § 1 
VVG-INFORMATIONSPFLICHTENVERORDNUNG 
(VVG-INFOV) 
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Versicherungszertifikat oder in der Beitragsrechnung ange-

gebenen Fälligkeitstag eingezogen werden kann und Sie ei-

ner berechtigten Einziehung nicht widersprechen. 

 

Zustandekommen des Vertrages 
Grundsätzlich kommt der Versicherungsvertrag durch Ihre und 

unsere inhaltlich übereinstimmenden Vertragserklärungen (Wil-

lenserklärungen) zustande, wenn Sie Ihre Vertragserklärung nicht 

innerhalb von zwei Wochen widerrufen. Den Versicherungsbe-

ginn entnehmen Sie bitte Ihrem Versicherungszertifikat. 

 

Beginn des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungszertifi-

kat angegebenen Zeitpunkt, wenn der Erstbeitrag unverzüglich 

nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungs-

zertifikats bezahlt worden ist. Für den Fall, dass Sie den 

ersten oder einmaligen Beitrag aus von Ihnen zu vertretenden 

Gründen nicht unverzüglich, sondern zu einem späteren Zeit-

punkt zahlen, beginnt der Versicherungsschutz erst zu diesem 

Zeitpunkt.  

 

Für die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interessen besteht in ei-

nigen Fällen eine Wartezeit von drei Monaten ab Versicherungs-

beginn. 

 

Vorläufige Deckung 
Der Versicherungsschutz kann (weil zum Beispiel noch Einzelhei-

ten der Vertragsgestaltung zu klären sind) auch aufgrund einer 

vorläufigen Deckungszusage in Kraft treten. Diese ist zunächst 

ein eigenständiger Versicherungsvertrag, der insbesondere nach 

endgültigem Abschluss der Vertragsverhandlungen oder Vorlage 

des Versicherungszertifikats über den endgültigen Versiche-

rungsschutz endet. 

 
Bindefristen 

Sie sind an Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungsver-

trags einen Monat gebunden. 

 

Widerrufsbelehrung 
Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne 

Angabe von Gründen in Textform (das heißt per Brief oder E-Mail, 

aber nicht mündlich oder telefonisch) widerrufen. 

 

Die Frist beginnt am Tag, nach dem Sie das Versicherungszertifi-

kat, die Vertragsbestimmungen einschließlich unserer Allgemei-

nen Versicherungsbedingungen, die weiteren Vertragsinformati-

onen gemäß § 7 Absatz 1 und 2 des Versicherungsvertragsgeset-

zes (VVG) in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informations-

pflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform 

erhalten haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die 

rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 

 

Der Widerruf ist zu richten an: MOINsure GmbH, Blücherstr. 

41a, 18055 Rostock; support@hepster.com. 

 

Widerrufsfolgen 

Im Fall eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungs-

schutz und wir erstatten Ihnen den Teil Ihres Beitrags, der auf 

die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfällt, wenn Sie zuge-

stimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der 

Widerrufsfrist beginnt. Diese Zustimmung kann auch konkludent 

durch Zahlung des Beitrags erfolgen. (Das heißt, wenn Sie Ihren 

Beitrag bezahlen, drücken Sie damit Ihre Zustimmung aus.) Den Teil 

Ihres Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs 

entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehalten. Dabei handelt es 

sich um einen Betrag, der sich wie folgt berechnet: 

 

Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz bestanden hat, x 

1/360 des Jahresbeitrags bzw. 1/180 des Halbjahresbeitrags bzw. 

1/90 des Vierteljahresbeitrags oder 1/30 des Monatsbeitrags. 

 

Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, 

spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Ver-

sicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der 

wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen 

zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (zum Beispiel Zin-

sen) herauszugeben sind. 

 

Besondere Hinweise  

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrück-

lichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig er-

füllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Wider-

rufsrecht besteht nicht bei Verträgen mit einer Laufzeit von weni-

ger als einem Monat. 

 

Ende der Widerrufsbelehrung. 

 

Anwendbares Recht/ Gerichtsstand 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

 

Klagen des Versicherers gegen Sie können bei dem für Ihren 

Wohnsitz zuständigen Gericht erhoben werden. Einzelheiten sind 

in Ziffer 9.3 der ARB geregelt. 

 

Vertragssprache 
Sämtliche das Vertragsverhältnis betreffenden Informationen 

und die Kommunikation finden in deutscher Sprache statt, es sei 

denn, dass im Einzelfall besondere Bestimmungen gelten oder 

anderslautende Vereinbarungen getroffen werden. 

 

Beendigung des Vertrages 
Einzelheiten entnehmen Sie dem Informationsblatt zu Versiche-

rungsprodukten und den Versicherungsbedingungen. 

 

Laufzeit, Mindestlaufzeit 
Zu Laufzeit und Beendigung des Vertrags verweisen wir auf die 

Hinweise im Versicherungszertifikat und im Informationsblatt zu 

Versicherungsprodukten. 

 

 

 

  

mailto:support@hepster.com
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1. AUFGABEN DER RECHTSCHUTZ-VERSICHERUNG 
 

Sie möchten Ihre rechtlichen Interessen wahrnehmen. Wir er-

bringen die dafür erforderlichen Leistungen. Der Umfang unse-

rer Leistungen ist im Versicherungszertifikat und in diesen Versi-

cherungsbedingungen beschrieben. 

 
2. WELCHEN RECHTSSCHUTZ HABEN SIE? 

 

Sie haben folgenden Bereich (Vertragsform) versichert: 

 

• DSGVO-Versicherung hepster (ARB JurData 2018) 

 

2.1. Wer/ was ist versichert? 
 

Aus rechtlichen Gründen weisen wir Sie auf Folgendes hin: 

Versicherungsschutz haben Sie nur, soweit 

 

a) dem nicht die folgenden, auf die Vertragsparteien direkt 

anwendbaren Maßnahmen entgegenstehen: 

 

• Wirtschaftssanktionen, 

• Handelssanktionen, 

• Finanzsanktionen oder 

• Embargos der Europäischen Union oder der 

Bundesrepublik Deutschland. 

 

Die übrigen Bestimmungen unseres Vertrags sind davon 

nicht betroffen. 

 

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktio-

nen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von 

Amerika im Hinblick auf den Iran erlassen werden. Dem dür-

fen allerdings nicht europäische oder deutsche Rechtsvor-

schriften entgegenstehen. 

 

b) das versicherte Risiko in Deutschland belegen ist. Das 

heißt, dass Sie Ihren Hauptwohnsitz in Deutschland haben 

müssen.  

 

Die Einschätzung eines Wohn-, Firmen-, Vereins- und land-

wirtschaftlichen Betriebssitzes als Hauptwohnsitz erfolgt 

nach steuerrechtlichen Grundsätzen. 

 

2.1.1. DSGVO-Versicherung (JurData) 

 

Sie haben Versicherungsschutz, wenn Sie Ihre daten-

schutz-rechtlichen Interessen im ursächlichen Zusam-

menhang mit dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), 

der europäischen Datenschutzgrundverordnung (EU-

DSGVO) oder Datenschutz-Regelungen in anderen 

deutschen Gesetzen wahrnehmen. 

Wir übernehmen die Kosten in versicherten Verfahren 

bis zu einer Million Euro je Versicherungsfall. 

 

2.1.1.1. In der Vorsorge-Versicherung 

Ist für Sie ein neues Rechtsschutz-Risiko entstanden? 

Das könnte zum Beispiel der Fall sein, wenn Sie eine 

weitere versicherbare gewerbliche, freiberufliche* 

oder sonstigen selbstständige Tätigkeit aufnehmen. 

Dann versichern wir auf Ihren Wunsch hin Ihr neues Ri-

siko rückwirkend ab Entstehung. Ihr Vertrag wird ent-

sprechend angepasst oder wir schließen einen neuen 

oder weiteren Vertrag ab. Es gilt dann keine erneute 

Wartezeit für gleichartige Bausteine, das heißt für sol-

che, die bereits in Ihrem Vertrag enthalten sind. Ledig-

lich für neu hinzukommende Bausteine können Warte-

zeiten entstehen, wenn sie für Risiken abgeschlossen 

werden, die bereits vorher bestanden oder die vom 

bisherigen Versicherungsschutz stark abweichen, also 

nicht gleichartig sind. 

 

Der neu zu berechnende Versicherungsbeitrag richtet 

sich nach dem aktuellen Tarif zu dem Zeitpunkt, zu 

dem das neue Risiko entstanden ist. Wenn Sie eine 

Selbstbeteiligung vereinbart haben, gilt diese weiter, 

auch in einem etwaigen neuen oder weiteren Vertrag.  

 

Folgende Voraussetzungen müssen erfüllt sein: 

 

• Ihr Versicherungsvertrag besteht bei uns seit 

mindestens einem Jahr, 

 

• Sie teilen uns spätestens sechs Monate nach 

Entstehung des neuen Risikos mit, dass Sie Ver-

sicherungsschutz hierfür wünschen. 

 

Werden die Voraussetzungen nicht erfüllt, können Sie 

die Anpassung oder Übertragung Ihres Vertrags bzw. 

die Begründung eines weiteren Vertrags nur noch mit 

Wirkung für die Zukunft verlangen. Dann gelten die 

Wartezeiten gemäß Ziffer 3.1.1 und der neue Beitrag 

richtet sich nach unserem aktuellen Tarif zu dem Zeit-

punkt, zu dem wir Ihre Mitteilung erhalten. 

 

* „Freiberufliche Tätigkeiten" sind nicht der Gewerbeordnung unter-

liegende selbstständig ausgeübte Berufe wie zum Beispiel Arzt, Inge-

nieur, Rechtsanwalt und Steuerberater. 

 

2.1.1.2. In der Leistungs-Update-Garantie 

Bieten wir unseren Neukunden in einem nachfolgen-

den Tarif neue Allgemeine Rechtsschutz-Bedingungen 

(ARB) mit abweichenden Regelungen zu Ihrem vertrag-

lich vereinbarten Leistungsumfang (entscheidend sind 

alle Bausteine Ihres Versicherungsvertrags) an, so gel-

ten die neuen ARB mit Datum ihrer Einführung auf 

dem Markt auch für Ihren Vertrag. 

 

Voraussetzung: 

 

• Der Tarifbeitrag bleibt für Sie gegenüber dem zu 

diesem Vertrag geltenden Tarif gleich (außer 

durch eine Beitragsanpassung nach Ziffer 7.8) und 

 

• der Leistungsumfang bringt nach den neuen 

ARB im Vergleich zum Leistungsumfang nach 

den zum Vertrag geltenden ARB ausschließlich 

Vorteile für Sie mit sich (ausschließlich Leistungs-

verbesserungen, also keine Verschlechterung in ei-

nem Baustein Ihres Versicherungsvertrags). 

 

Werden diese Voraussetzungen mit einem nachfolgenden Tarif 

und den dazugehörigen ARB nicht für alle im Vertrag versicher-

ten Risiken erfüllt, entfällt die Vereinbarung dauerhaft. 

 

2.1.2. Mitversicherung 

 

• Mitversichert sind die von Ihnen beschäftigten 

Mitarbeiter (zum Beispiel Angestellte, freie Mit-

arbeiter* und Leiharbeitskräfte), soweit sie für 

Sie beruflich im versicherten Betrieb tätig und in 

Ausübung dieser Tätigkeit betroffen sind. 

 

* (Freie Mitarbeiter sind natürliche Personen, die 

selbstständig und weisungsunabhängig Dienstleis-

tung oder Werkserstellung für den Auftraggeber er-

bringen). 

 

ALLGEMEINE RECHTSCHUTZ-BEDINGUNGEN FÜR 
DIE DSGVO-VERSICHERUNG ARB JURDATA 2018 
(ARB JURDATA 2018) 
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• Ist ein Unternehmen oder landwirtschaftlicher 

Nebenbetrieb unser Kunde, sind Niederlassun-

gen mitversichert, soweit sie nicht rechtlich 

selbstständig sind. Soweit vereinbart und im 

Versicherungsvertrag benannt, sind rechtlich 

selbstständige Tochter- und Beteiligungsunter-

nehmen mitversichert. Die Abgabe von Willens-

erklärungen zum Versicherungsvertrag erfolgt 

nur zwischen Ihnen und uns. Sie sind allein Bei-

tragsschuldner. Im Übrigen aber sind alle Best-

immungen, die für Sie gelten, auf das vom Versi-

cherungsschutz erfasste rechtlich selbstständige 

Unternehmen entsprechend anwendbar. 

 

• Versichert sind Sie und die mitversicherten Un-

ternehmen, die gesetzlichen Vertreter und sämt-

liche Beschäftigten einschließlich freier und ex-

terner Mitarbeiter bei Verstößen, die sie in Aus-

übung ihrer dienstlichen Verrichtung für Sie 

bzw. die mitversicherten Unternehmen begehen 

oder begangen haben sollen. 

 

• Soweit es sich bei Ihrem Unternehmen um eine 

juristische Person handelt, für die ein Aufsichts-

rat bestellt ist oder ein beratendes Organ be-

steht, sind auch dessen Mitglieder versichert. 

 

• Es besteht eine Vorsorge-Versicherung für neu 

hinzutretende Personen. Die der versicherten 

Person betreffenden Bestimmungen gelten sinn-

gemäß auch für die übrigen versicherten Perso-

nen. 

Versichert sind darüber hinaus auch die aus den 

Diensten Ihres Unternehmens bzw. der mitversi-

cherten Unternehmen ausgeschiedenen Perso-

nen für Versicherungsfälle, die sich aus ihrer 

früheren Tätigkeit für das versicherte Unterneh-

men ergeben, soweit Sie der Rechtsschutz-Ge-

währung zustimmen. 

 

• Alle Bestimmungen aus diesem Rechtsschutz-

Vertrag gelten auch für diese mitversicherten 

Personen. Wenn eine mitversicherte Person Ver-

sicherungsschutz verlangt, können Sie dem wi-

dersprechen. 

 

(Warum können Sie widersprechen, wenn eine mit-

versicherte Person Versicherungsschutz verlangt? 

Sie sind unsere versicherte Person und können be-

stimmen, ob wir Kosten für mitversicherte Personen 

tragen sollen.) 

 

2.2. In welchen Rechtsbereichen sind Sie versichert? 
(Leistungsarten) 
 
Der Versicherungsschutz umfasst folgende Leistungsarten: 

 

2.2.1. Schadenersatz-Rechtsschutz 

 

• für die Durchsetzung Ihrer Schadenersatzan-

sprüche, die sich aus datenschutzrechtlichen 

Pflichtverletzungen ergeben. Solche Schadener-

satzansprüche dürfen allerdings nicht auch auf 

einer Vertragsverletzung beruhen. 

 

• zur Abwehr eines gegen versicherte Personen 

gerichteten zivilrechtlichen Anspruchs, soweit 

dieser in einem Adhäsionsverfahren nach §§ 403 

ff. Strafprozessordnung vor einem Gericht der 

Bundesrepublik Deutschland geltend gemacht 

wird. Der Anspruch muss auf einem vom Versi-

cherungsschutz umfassten Straftatbestand im 

Zusammenhang mit Datenschutzrecht beruhen. 

 

2.2.2. Versicherungsvertrags-Rechtsschutz 

 

um Ihre Deckungsansprüche aus Versicherungsverträ-

gen über Cyber-Risiken rechtlich durchzusetzen. 

 

2.2.3. Verwaltungs-Rechtsschutz 

 

um Ihre rechtlichen Interessen im Zusammenhang mit 

Maßnahmen und Anordnungen der Datenschutz-Auf-

sichtsbehörden in Klageverfahren vor deutschen Ver-

waltungsgerichten wahrzunehmen. 

 

(„Freiberufliche Tätigkeiten" sind nicht der Gewerbeord-

nung unterliegende selbstständig ausgeübte Berufe wie 

zum Beispiel Arzt, Ingenieur, Rechtsanwalt und Steuerbe-

rater.) 

 

2.2.4. Straf-Rechtsschutz 

 

Es besteht Rechtsschutz für die Kosten Ihrer Verteidi-

gung und des Zeugenbeistands der versicherten Per-

sonen in Verfahren wegen des Vorwurfs der Verlet-

zung einer Vorschrift des 

 

• Strafrechts, 

• Ordnungswidrigkeitenrechts, 

• Disziplinar- und Standesrechts 

 

in Bezug auf datenschutzrechtliche Pflichtverstöße. 

 

Wird Ihnen vorgeworfen, eine Vorschrift des Straf-

rechts in Bezug auf datenschutzrechtliche Pflichten 

verletzt zu haben, besteht Versicherungsschutz für die 

Verteidigung wegen des Vorwurfs 

 

• eines fahrlässig begehbaren Vergehens, 

• eines vorsätzlich begehbaren Vergehens, wenn 

die Tat nach dem Gesetz auch bei fahrlässiger 

Begehung als Vergehen oder als Ordnungswid-

rigkeit verfolgt wird. 

 

Versicherungsschutz besteht auch für die Verteidigung 

in Verfahren wegen des Vorwurfs der Verletzung nur 

vorsätzlich begehbarer Straftatbestände (Vergehen und 

Verbrechen). Wird rechtskräftig festgestellt, dass Sie die 

Straftat vorsätzlich begangen haben, entfällt der Versi-

cherungsschutz rückwirkend. Dann müssen Sie uns die 

Kosten erstatten, die wir für die Verteidigung wegen 

des Vorwurfs des vorsätzlichen Delikts getragen ha-

ben. 

 

Bei Abschluss des Verfahrens durch einen Strafbefehl 

bleibt der Versicherungsschutz darüber hinaus auch 

bei rechtskräftiger Verurteilung wegen einer Vorsatz-

straftat (auch direkter Vorsatz) bestehen. 

 

Strafvollstreckungsverfahren sind mitversichert. 

 

Bei Ordnungswidrigkeiten (Bußgeldverfahren) besteht 

auch für vorsätzliches Handeln Versicherungsschutz. 

 

Privatklageverfahren 

Wir tragen die Kosten für die Wahrnehmung Ihrer 

rechtlichen Interessen in Ihrer Eigenschaft als Ange-

klagter in einem Privatklageverfahren gemäß §§ 374 ff. 
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Strafprozessordnung (StPO) einschließlich des voran-

gehenden Sühneversuchs vor der zuständigen Ver-

gleichsbehörde. 

 

Aktive Strafverfolgung 

Wir tragen die Kosten eines für Sie tätigen Rechtsan-

walts für die Erstattung einer Strafanzeige durch Sie 

gegen versicherte Personen, soweit sich die vorgewor-

fene datenschutzrechtliche Straftat unmittelbar gegen 

Ihre Vermögensinteressen oder die der mitversicher-

ten Unternehmen gerichtet hat. 

 

2.2.5. Daten-Rechtsschutz 

 

• um die Ansprüche Betroffener sowie nach dem 

Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) und EU-Daten-

schutz-Grundverordnung (DSGVO EU 2016/679) 

sowie Datenschutz-Regelungen in anderen deut-

schen Gesetzen auf Auskunft, Berichtigung, 

Sperrung, Löschung und Unterlassung gericht-

lich abzuwehren, 

 

• um Unterlassungsansprüche seitens Verbrau-

cherverbänden und anderen nach Unterlas-

sungsklagegesetz (UKLaG) berechtigten Stellen 

gerichtlich abzuwehren, 

 

• für die gerichtliche Verteidigung, wenn Ihnen 

vorgeworfen wird, eine Straftat oder Ordnungs-

widrigkeit gemäß §§ 43, 44 BDSG beziehungs-

weise §§ 42, 43 BDSG Neu, das zum 25.05.2018 

in Kraft tritt, oder gemäß einer Datenschutz-Re-

gelung aus anderen deutschen Gesetzen began-

gen zu haben. 

 

Versicherungsschutz erhalten natürliche und juristi-

sche Personen, soweit sie personenbezogene Daten im 

Sinne des BDSG verarbeiten oder verarbeiten lassen. 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die Organe 

und Bediensteten Ihres Unternehmens, zu denen auch 

der Datenschutzbeauftragte zählt. 

 

Wenn Ihnen vorgeworfen wird, eine Straftat gemäß § 

44 BDSG beziehungsweise § 43 BDSG neu begangen zu 

haben, besteht kein Versicherungsschutz, wenn Sie we-

gen dieser Straftat rechtskräftig verurteilt werden. In 

diesem Fall sind Sie verpflichtet, die uns entstandenen 

Kosten zurückzuerstatten. 

 

2.2.6. telefonische Rechtsberatung (JurLine) 

 
Für einen ersten telefonischen Rat oder eine erste tele-

fonische Auskunft durch einen in Deutschland zugelas-

senen Rechtsanwalt im Zusammenhang mit daten-

schutzrechtlichen Pflichtverletzungen oder Cyber-An-

griffen. Es muss deutsches Recht oder die EU Daten-

schutz- Grundverordnung anwendbar sein. Außerdem 

darf diese Rechtsberatung nicht mit einer anderen ge-

bührenpflichtigen Tätigkeit des Rechtsanwalts zusam-

menhängen. 

 

2.3. Leistungsumfang 
 

Wir erbringen und vermitteln Dienstleistungen, damit Sie Ihre In-

teressen im nachfolgend erläuterten Umfang wahrnehmen kön-

nen. 

 

Wir zahlen in jedem Versicherungsfall höchstens die in unserem 

Vertrag vereinbarte Versicherungssumme von bis zu einer Mil-

lion Euro. 

 

Zahlungen für Sie selbst und für mitversicherte Personen in 

demselben Versicherungsfall rechnen wir zusammen. Dies gilt 

auch für Zahlungen aufgrund mehrerer Versicherungsfälle, die 

zeitlich und ursächlich zusammenhängen. 

 

2.3.1. Leistungsumfang im Inland 

Wir übernehmen folgende Kosten: 

 

2.3.1.1. Sie möchten nach Eintritt des Rechtsschutzfalls (siehe 

Ziffer 2.4) Ihre rechtlichen Interessen oder vor einer 

rechtlichen Auseinandersetzung die Möglichkeiten ei-

ner außergerichtlichen Konfliktbeilegung (zum Beispiel 

eine Mediation) wahrnehmen. Wir erbringen die dafür 

erforderlichen Leistungen. Der Umfang unserer Leis-

tungen ist im Versicherungszertifikat und in diesen 

Versicherungsbedingungen beschrieben. (Mediation ist 

ein strukturiertes, freiwilliges Verfahren zur nachhaltigen 

Beilegung eines Konfliktes, bei dem ein unabhängiger all-

parteilicher Moderator - der Mediator - die Parteien des 

Konflikts in ihrem Lösungsprozess begleitet). Wir schlagen 

Ihnen einen Mediator zur Durchführung des Verfah-

rens in Deutschland vor und übernehmen dessen auf 

Sie entfallende Kosten. 

 

Ausnahme: Wir übernehmen die Kosten eines von uns 

vorgeschlagenen Mediators gemäß Absatz 1 auch bei 

Eintritt eines Rechtsschutzfalls im Ausland, wenn beide 

Konfliktparteien in Deutschland wohnhaft sind und das 

Verfahren in Deutschland nach deutschem Recht statt-

findet. 

 

Haben Sie sich mit der anderen Partei bereits auf ei-

nen Mediator geeinigt? Dann übernehmen wir die auf 

Sie entfallenden Kosten. Diese tragen wir bis zur Höhe 

der Gebühren, die im Falle der Anrufung eines zustän-

digen staatlichen Gerichts erster Instanz entstehen 

würden. 

 

Die Mediation kann in Anwesenheit der Beteiligten, te-

lefonisch oder auch online erfolgen. Sind am Media-

tions-Verfahren auch nicht versicherte Personen betei-

ligt, übernehmen wir anteilig die Kosten für Sie und die 

mitversicherten Personen. 

 

Die Kosten übernehmen wir in allen versicherten Leis-

tungsarten bis zu 10.000 Euro. 

 

Für die Tätigkeit des Mediators sind wir nicht verant-

wortlich. Dies bedeutet, dass dieser Ihnen gegenüber 

selbst und unmittelbar haftet. Im Falle eines sonstigen 

außergerichtlichen Konfliktbeilegungsverfahrens gel-

ten die Regelungen über den Mediator entsprechend. 

 

2.3.1.2. Ferner übernehmen wir die Vergütung eines Rechtsan-

walts, der Ihre Interessen vertritt. (Wenn Sie mehr als ei-

nen Rechtsanwalt beauftragen, tragen wir die dadurch 

entstehenden Mehrkosten nicht. Auch Mehrkosten auf-

grund eines Anwaltswechsels tragen wir nicht.) 

 

Wir erstatten maximal die gesetzliche Vergütung eines 

Rechtsanwalts, der am Ort des zuständigen Gerichts 

ansässig ist oder wäre. Die gesetzliche Vergütung rich-

tet sich nach dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz. 
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Ausnahme: Sind Sie bzw. Ihre gesetzlichen Vertreter 

von einem Strafverfahren betroffen, tragen wir nach 

unserer vorherigen Zustimmung auch die Kosten für 

Ihre Interessenwahrnehmung durch mehrere Strafver-

teidiger, falls deren Beauftragung sachdienlich ist. 

 

Beauftragung eines Koordinators 

Versichert sind nach vorheriger Zustimmung durch uns 

auch die Kosten eines Rechtsanwalts, die dadurch ent-

stehen, dass dieser die Verteidigung einer versicherten 

Person mit den Verteidigern anderer im gleichen Ver-

fahren betroffener – versicherter oder nicht versicher-

ter – Personen abstimmt. 

 

Wohnen Sie mehr als 100 Kilometer Luftlinie vom zu-

ständigen Gericht entfernt? Dann übernehmen wir bei 

Ihrer gerichtlichen Streitigkeit weitere anwaltliche Kos-

ten, und zwar bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung 

eines anderen Rechtsanwalts, der nur den Schriftver-

kehr mit dem Anwalt am Ort des zuständigen Gerichts 

führt (sogenannter Verkehrsanwalt). Diese weiteren Kos-

ten übernehmen wir nur in der ersten Instanz. 

 

Ausnahme: In der Leistungsart Straf-Rechtsschutz 

(siehe Ziffer 2.2.4.) tragen wir diese weiteren Kosten 

nicht. 

 

Wohnen Sie mehr als 50 Kilometer Luftlinie vom zu-

ständigen Gericht entfernt? Dann übernehmen wir bei 

Ihrer gerichtlichen Streitigkeit zusätzlich die tatsächlich 

entstandenen notwendigen Reisekosten zum zuständi-

gen Gericht, wenn Sie als Beschuldigter oder Partei 

dort erscheinen müssen. 

Die Kosten werden bis zur Höhe der Sätze für Ge-

schäftsreisen deutscher Rechtsanwälte nach dem 

Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG) übernommen. 

Können Sie den Rechtsanwalt wegen Unfall, Krankheit 

oder sonstiger körperlicher Gebrechen nicht selbst 

aufsuchen? 

In diesem Fall tragen wir die gesetzlichen Fahrtkosten 

und Abwesenheitsgelder eines Rechtsanwalts für den 

Besuch bei Ihnen. Der Rechtsanwalt muss im Landge-

richtsbezirk des Besuchsorts zugelassen sein. 

 

In der Leistungsart Straf-Rechtsschutz (siehe Ziffer 

2.2.4.) übernehmen wir die Kosten für notwendige Rei-

sen des Rechtsanwalts an den Ort des zuständigen Ge-

richts oder den Sitz der Ermittlungs- bzw. Verwaltungs-

behörde. Die Kosten werden bis zur Höhe der Sätze für 

Geschäftsreisen deutscher Rechtsanwälte übernom-

men. 

 

Wenn sich die Tätigkeit des Anwalts auf die folgenden 

Leistungen beschränkt, tragen wir je Versicherungsfall 

Kosten von höchstens 250 Euro: 

 

• Ihr Anwalt erteilt Ihnen einen mündlichen oder 

schriftlichen Rat, 

• er gibt Ihnen eine Auskunft oder 

• er erarbeitet für Sie ein Gutachten. 

 

2.3.2. Leistungsumfang im Ausland 

 

Bei einem Versicherungsfall im Ausland tragen wir die 

Kosten für einen Rechtsanwalt, der für Sie am zustän-

digen Gericht im Ausland tätig wird. Dies kann sein 

entweder 

 

• ein am Ort des zuständigen Gerichts ansässiger 

ausländischer Rechtsanwalt oder 

• ein Rechtsanwalt in Deutschland. 

 

Den Rechtsanwalt in Deutschland vergüten wir so, als 

wäre der Rechtsstreit am Ort seines Anwaltsbüros in 

Deutschland. Diese Vergütung ist begrenzt auf die ge-

setzliche Vergütung. 

 

Ist ein ausländischer Rechtsanwalt für Sie tätig und 

wohnen Sie mehr als 100 Kilometer Luftlinie vom zu-

ständigen Gericht (im Ausland) entfernt? Dann über-

nehmen wir zusätzlich die Kosten eines Rechtsanwalts 

an Ihrem Wohnort. Diesen Rechtsanwalt bezahlen wir 

dann bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines 

Rechtsanwalts, der den Schriftverkehr mit dem Anwalt 

am Ort des zuständigen Gerichts führt (sogenannter 

Verkehrsanwalt). Diese weiteren Kosten übernehmen 

wir nur in der ersten Instanz. 

 

Wenn sich die Tätigkeit des Anwalts auf die folgenden 

Leistungen beschränkt, dann tragen wir je Versiche-

rungsfall Kosten von höchstens 250 Euro: 

 

• Ihr Anwalt erteilt Ihnen einen mündlichen oder 

schriftlichen Rat, 

• er gibt Ihnen eine Auskunft oder 

• er erarbeitet für Sie ein Gutachten. 

 

2.3.2.1. Wir tragen Ihre Kosten für eine Reise zu einem auslän-

dischen Gericht, wenn 

 

• Sie dort als Beschuldigter oder Prozesspartei er-

scheinen müssen und 

• Sie Rechtsnachteile nur durch Ihr persönliches 

Erscheinen vermeiden können. 

 

In der Leistungsart Straf-Rechtsschutz (siehe Ziffer 

2.2.4.) ist es ausreichend, wenn dieses Ihr persönliches 

Erscheinen angeordnet hat. Wir übernehmen die tat-

sächlich entstehenden Kosten bis zur Höhe der für Ge-

schäftsreisen deutscher Rechtsanwälte geltenden 

Sätze. 

 

2.3.2.2. Wir sorgen für die Übersetzung der Unterlagen sowie 

für die Bestellung eines Dolmetschers, wenn dies not-

wendig ist, um Ihre rechtlichen Interessen im Ausland 

wahrzunehmen. Wir übernehmen dabei auch die Kos-

ten, die für die Übersetzung oder die Tätigkeit des Dol-

metschers anfallen. 

 

2.3.2.3. Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betreffen, 

gelten auch für dort ansässige rechts- und sachkun-

dige Bevollmächtigte. 

 

2.3.2.4. Wenn Sie zuvor genannte Kosten in fremder Währung 

bezahlt haben, erstatten wir Ihnen diese in Euro. Als 

Abrechnungsgrundlage benutzen wir den Wechselkurs 

des Tages, an dem Sie den Betrag vorgestreckt haben. 

 
2.3.3. Darüber hinaus leisten wir im In- und Ausland Fol-

gendes: 
 

2.3.3.1. Wir tragen 

• die Gerichtskosten, einschließlich der Entschädi-

gung für Zeugen und Sachverständige, die vom 

Gericht herangezogen werden, 

 

• die Kosten des Gerichtsvollziehers, 
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• die Verfahrenskosten vor Verwaltungsbehörden, 

die Ihnen von der Behörde in Rechnung gestellt 

werden, einschließlich der Entschädigung für 

Zeugen und Sachverständige, die von der Verwal-

tungsbehörde herangezogen werden, sowie die 

Kosten der Vollstreckung im Verwaltungsweg. 

 

Wir tragen auch die angemessenen Kosten für 

solche Sachverständigengutachten, die Sie selbst 

zur notwendigen Unterstützung Ihrer Verteidi-

gung in Auftrag gegeben haben. Hinsichtlich der 

Angemessenheit gelten die Kriterien von Ziffer 

2.3.3.6.1. sinngemäß. 

 

2.3.3.2. Wir übernehmen die Gebühren eines Schieds- oder 

Schlichtungsverfahrens, und zwar bis zur Höhe der Ge-

bühren, die im Fall der Anrufung eines zuständigen 

staatlichen Gerichts erster Instanz entstünden. Versi-

cherungsschutz für Mediation besteht nur nach Ziffer 

2.3.1.1. und beschränkt sich auf das Inland. 

 

2.3.3.3. Wir übernehmen die Anwalts- und Gerichtskosten Ih-

res Prozessgegners, wenn Sie zur Erstattung dieser 

Verfahrenskosten aufgrund gerichtlicher Festsetzung 

verpflichtet sind. 

 

2.3.3.4. Wir erstatten die von uns zu tragenden Kosten, wenn 

Sie nachweisen, dass Sie 

 

• zu deren Zahlung verpflichtet sind oder 

• diese Kosten bereits gezahlt haben. 

 

2.3.3.5. Damit Sie vorübergehend von Strafverfolgungsmaß-

nahmen verschont bleiben, zahlen wir für Sie – wenn 

nötig – eine Kaution. Dies geschieht in Form eines zins-

losen Darlehens bis zu der in unserem Vertrag verein-

barten Höhe. 

 

2.3.3.6. Wir übernehmen die von Ihnen zu tragenden Kosten 

der versicherten Verfahren einschließlich Strafvollstre-

ckungsverfahren. 

 

2.3.3.6.1. In der Leistungsart Straf-Rechtsschutz (siehe Ziffer 

2.2.4.) tragen wir anstelle der gesetzlichen Vergü-

tung auch Leistungen aus einer schriftlichen Ho-

norarvereinbarung mit einem für Sie tätigen 

Rechtsanwalt. 

 

Ausnahme: Wenn die Rechtsanwaltsgebühren 

nach der Honorarvereinbarung die gesetzlich 

vorgesehene Vergütung überschreiten, dann er-

statten wir nur die angemessene Vergütung. Die 

Angemessenheit bestimmt sich unter Berücksich-

tigung aller Umstände des Einzelfalls, insbeson-

dere der Bedeutung der Angelegenheit, des Um-

fangs der Leistungen des Rechtsanwalts und der 

Schwierigkeit der Sache. Wir prüfen die Angemes-

senheit von Honorarvereinbarung und anwaltli-

cher Abrechnung. Auf die Unangemessenheit der 

Honorarvereinbarung können wir uns nicht beru-

fen, 

 

• wenn wir der Honorarvereinbarung schrift-

lich zugestimmt haben, bevor Sie diese un-

terzeichnet hatten, oder 

 

• Sie einen von uns vorgeschlagenen Rechts-

anwalt beauftragt haben. 

 

2.3.3.6.2. In der Leistungsart Straf-Rechtsschutz (siehe Ziffer 

2.2.4.) übernehmen wir die einem Nebenkläger in 

einem Ermittlungs- oder Strafverfahren gegen Sie 

entstandenen Kosten, soweit Sie diese freiwillig 

übernehmen, um zu erreichen, dass das Verfah-

ren eingestellt wird, obwohl ein hinreichender 

Tatverdacht fortbesteht. Die Rechtsanwaltskos-

ten des gegnerischen Nebenklägers tragen wir 

bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung. 

 

Des Weiteren übernehmen wir im Straf-Rechts-

schutz (siehe Ziffer 2.2.4.) die Kosten für folgende 

Tätigkeiten des Rechtsanwalts: 

 

• Firmenstellungnahme 

Ist ein Unternehmen Versicherter und er-

streckt sich das Ermittlungsverfahren auf 

dieses oder ein mitversichertes Unterneh-

men, ohne dass zunächst namentlich be-

nannte Personen beschuldigt werden, be-

steht Versicherungsschutz für eine notwen-

dige anwaltliche Stellungnahme des Unter-

nehmens. 

 

• Verteidigung in Straf- und Ordnungswidrig-

keitenverfahren 

Wir tragen die Kosten Ihrer anwaltlichen 

Verteidigung in Straf- und Ordnungswidrig-

keitenverfahren einschließlich Strafvollstre-

ckungsverfahren. 

 

• Verteidigung in Disziplinar- und Standesver-

fahren 

Wir übernehmen die Kosten Ihrer anwaltli-

chen Verteidigung in disziplinar- und stan-

desrechtlichen Verfahren. 

 

• Zeugenbeistand 

Der Versicherungsschutz umfasst die Bei-

standsleistung durch einen Rechtsanwalt, 

wenn Sie in einem Straf- oder Ordnungswid-

rigkeitenverfahren als Zeuge vernommen 

werden und die Gefahr einer Selbstbelas-

tung annehmen müssen. Versichert ist fer-

ner im Einvernehmen mit dem Versicherer 

die Beistandsleistung durch einen Rechtsan-

walt für eine dritte Person, die als Entlas-

tungszeuge in einem gegen Versicherte ein-

geleiteten und vom Versicherungsschutz 

umfassten Straf- oder Ordnungswidrigkei-

tenverfahren vernommen wird. 

 

• Verwaltungsrechtliche Tätigkeit 

Wir tragen die Kosten für die verwaltungs-

rechtliche Tätigkeit des für Sie tätigen 

Rechtsanwalts in einem Straf- oder Ord-

nungswidrigkeitenverfahren. 

 

• Durchsuchungen und Beschlagnahmen 

Finden bei Ihnen Durchsuchungs- oder Be-

schlagnahmemaßnahmen statt, besteht 

Versicherungsschutz für eine notwendige 

anwaltliche Interessenwahrnehmung unab-

hängig davon, ob Sie von der Maßnahme als 

Verdächtiger oder in sonstiger Eigenschaft 

betroffen sind. 

 

 



  

9 
 

2.4. Voraussetzungen für den Anspruch auf Versicherungs-
schutz 

 

Sie haben Anspruch auf Versicherungsschutz, wenn ein Versiche-

rungsfall eingetreten ist. Diesen Anspruch haben Sie aber nur, 

wenn der Versicherungsfall nach Beginn des Versicherungsschut-

zes und vor dessen Ende - also im versicherten Zeitraum – einge-

treten ist. 

 

Ausnahme: Sie haben Anspruch auf Versicherungsschutz auch 

für Versicherungsfälle, die vor Beginn der Vertragslaufzeit oder 

während der Wartezeit eingetreten sind. Folgende Vorausset-

zungen müssen erfüllt sein: 

 

• Der Versicherungsfall betrifft ein Risiko, das bei 

der erstmaligen Geltendmachung eines An-

spruchs seit mindestens fünf Jahren ununterbro-

chen bei uns versichert ist. 

 

• Sie konnten Ihre Ansprüche mangels Kenntnis 

der den Versicherungsfall begründenden Tatsa-

chen nicht eher geltend machen. 

 
Der Umfang des Versicherungsschutzes richtet sich nach Ihrem 

bei uns bestehenden Rechtsschutz-Vertrag. 

 

Für die Leistungsart Straf-Rechtsschutz (siehe Ziffer 2.2.4.) gilt eine 

Nachhaftung Ist innerhalb der letzten drei Jahre vor Beendigung 

des Vertrags kein Versicherungsfall eingetreten und wurden in 

dieser Zeit auch keine freiwilligen Zahlungen erbracht, gewähren 

wir Ihnen bzw. Ihren gesetzlichen Vertretern eine prämienfreie 

Nachhaftungszeit von einem Jahr nach Vertragsbeendigung. Vo-

raussetzung ist, dass die dem Tatvorwurf zugrunde liegende 

Handlung oder Unterlassung während der Vertragslaufzeit be-

gangen wurde oder begangen worden sein soll. 

 

Leistungen aus einem anderen Rechtsschutz-Versicherungs-Ver-

trag sind vorrangig in Anspruch zu nehmen. 

 

Die Nachhaftung entfällt, wenn zum Zeitpunkt der Beendigung 

des Vertrags Prämienrückstände bestehen oder der Vertrag we-

niger als drei Jahre bestanden hat. 

 

2.4.1. Was gilt als Versicherungsfall? 

 

2.4.1.1. In der telefonischen Rechtsberatung (JurLine) (siehe 

Ziffer 2.2.6.) das Ereignis, das aufgrund konkreter 

Umstände das Beratungsbedürfnis erstmals hat 

entstehen lassen. 

 

2.4.1.2. Im Schadenersatz-Rechtsschutz (siehe Ziffer 2.2.1) 

das erste Ereignis, durch das der Schaden einge-

treten ist oder eingetreten sein soll. Maßgebend 

ist der Zeitpunkt des Beginns der Rechtsgutverlet-

zung. Auf den Zeitpunkt der Schadenverursa-

chung, die zum Schadenereignis geführt hat, 

kommt es nicht an. 

 

2.4.1.3. Soweit keine andere Regelung besteht, der Zeit-

punkt, zu dem Sie oder der Gegner erstmalig ge-

gen Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften ver-

stoßen haben oder verstoßen haben sollen. 

 

Zur Bestimmung des Zeitpunktes berücksichtigen 

wir 

 

• alle Tatsachen auch wenn sie nur behauptet 

werden (d. h. konkrete Sachverhalte im Gegensatz 

zu Werturteilen) 

• die durch Sie und den Gegner vorgetragen wer-

den, 

 

• um die jeweilige Interessenverfolgung zu stüt-

zen (d.h. es ist ohne Bedeutung ob Sie oder der 

Gegner den Anspruch oder die Klage erheben). 

 
Werden Rechtsverstöße von Ihnen und dem 

Gegner behauptet, werden die Verstöße beider 

Parteien berücksichtigt. 

 

Unberücksichtigt bleiben dabei zu Ihren Guns-

ten tatsächliche oder behauptete einzelne Ver-

stöße, die länger als ein Jahr vor Beginn des 

Versicherungsschutzes zurückliegen. 

Ausnahme: Dies gilt nicht bei einem Dauerver-

stoß. 

 

2.4.1.3.1.  

Wenn sich Ihr Versicherungsfall über einen 

Zeitraum erstreckt (Dauerverstoß), ist nur 

dessen Beginn maßgeblich. Ein solcher Dau-

erverstoß liegt vor 

 

• bei sich gleichmäßig wiederho-

lenden Verstößen oder 

 

• wenn ein andauernder rechts-

widriger Zustand herbeigeführt 

worden sein soll. 

2.4.1.3.2.  

Sind mehrere Rechtsverstöße vorgeworfen 

worden, dann ist der erste entscheidend. 

Sollen dabei Rechtsverstöße wechselseitig 

(d.h. von Ihnen und vom Gegner) begangen 

worden sein, werden die Verstöße beider 

Parteien berücksichtigt. Wenn dieser erste 

Rechtsverstoß innerhalb der Vertragslauf-

zeit eintritt, erhalten Sie Versicherungs-

schutz. Wenn dieser erste Rechtsverstoß vor 

Vertragsbeginn eingetreten ist, haben Sie 

keinen Anspruch auf Versicherungsschutz. 

 

Unberücksichtigt bleiben dabei zu Ihren 

Gunsten tatsächliche oder behauptete ein-

zelne Verstöße, die länger als ein Jahr vor 

Beginn des Versicherungsschutzes zurück-

liegen. 

Ausnahme: Dies gilt nicht bei einem Dauer-

verstoß. 

 

2.4.1.4. Es gilt als Versicherungsfall 

• in Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfah-

ren die Einleitung eines Ermittlungsverfah-

rens gegen Sie. Ein Ermittlungsverfahren 

gilt als eingeleitet, wenn es behördlich als 

solches verfügt wird. Versicherungsschutz 

besteht auch für vor Abschluss des Rechts-

schutz-Vertrags eingetretene Vorfälle, so-

weit ihretwegen noch kein Ermittlungsver-

fahren eingeleitet wurde. 

 

• in Disziplinar- und Standesverfahren die 

Einleitung eines disziplinar- oder standes-

rechtlichen Verfahrens gegen Sie. Wird in 

demselben Ermittlungsverfahren gegen 

mehrere versicherten Personen ermittelt 

oder werden in demselben Ermittlungs-, 

Straf- oder Ordnungswidrigkeitenverfahren 
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mehrere Versicherte zur Zeugenaussage 

aufgefordert, handelt es sich um densel-

ben und nicht um jeweils einen neuen Ver-

sicherungsfall. 

 

• Für den Zeugenbeistand gilt als Versiche-

rungsfall die behördliche oder gerichtliche 

Aufforderung an den Versicherten zur Zeu-

genaussage. 

 

• Für die aktive Strafverfolgung und die Ein-

legung einer Dienstaufsichtsbeschwerde 

gilt der Rechtsschutzfall zu dem Zeitpunkt 

als eingetreten, zu dem die beschuldigte 

Person begonnen hat oder begonnen ha-

ben soll, den angezeigten Straftatbestand 

bzw. die Dienstvorschrift zu verletzen. Der 

Anspruch auf Rechtsschutz setzt ferner vo-

raus, dass zum Zeitpunkt der Erstattung 

der Strafanzeige bzw. der Einlegung der 

Dienstaufsichtsbeschwerde der Versiche-

rungs-Vertrag noch besteht. 

 

• In Adhäsionsverfahren gilt als Rechts-

schutzfall die Stellung des Antrags, durch 

den zivilrechtliche Ansprüche gerichtlich 

gegen Versicherte geltend gemacht wer-

den. 

 

• In Privatklageverfahren gilt als Rechts-

schutzfall die Anrufung der Vergleichsbe-

hörde durch den Privatkläger oder in den 

Fällen, in denen ein Sühneversuch nicht er-

folgt, die Klageerhebung nach § 381 Straf-

prozessordnung (StPO) oder nach entspre-

chenden ausländischen Rechtsvorschriften. 

 

3. WAS IST NICHT VERSICHERT? 
 

3.1. Zeitliche Ausschlüsse 
 

In folgenden Fällen haben Sie keinen Versicherungsschutz: 

 

3.1.1. Sie melden uns einen Versicherungsfall, sind aber zu die-

sem Zeitpunkt länger als drei Jahre für den betroffenen Be-

reich nicht mehr bei uns versichert. 

 

Ausnahme: 

• Sie konnten Ihre Ansprüche mangels Kenntnis der 

den Versicherungsfall begründenden Tatsachen 

nicht eher geltend machen und melden uns den 

Versicherungsfall unverzüglich nach Kenntniserlan-

gung. 

 

3.1.2. Der Versicherungsfall ist innerhalb von drei Monaten 

nach Versicherungsbeginn eingetreten. (Das ist die soge-

nannte Wartezeit. Während der Wartezeit besteht kein Versi-

cherungsschutz.) 

 

Die Wartezeit gilt für folgende Leistungsarten: 

 

• Verwaltungs-Rechtsschutz im beruflichen, selbst-

ständigen Bereich (siehe Ziffer 2.2.3) 

 

3.1.2.1. Ausnahme: Auch in den ersten drei Monaten haben Sie 

Versicherungsschutz: 

 

• im Schadenersatz-Rechtsschutz (siehe Ziffer 2.2.1.), 

 

• im Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht 

(siehe Ziffer 2.2.2.), 

 

• im Straf-Rechtsschutz (siehe Ziffer 2.2.4.), 

 

• im Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (siehe Ziffer 

2.2.4.), 

 

• im Daten-Rechtsschutz (siehe Ziffer 2.2.5), 

 

• bei der telefonischen Rechtsberatung (siehe Ziffer 

2.2.6.). 

 

3.1.3. Eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die Sie vor Be-

ginn des Versicherungsschutzes vorgenommen haben, löst 

den Versicherungsfall aus. („Willenserklärung" oder „Rechts-

handlung": Das ist zum Beispiel ein Antrag auf Fahrerlaubnis 

oder eine Mahnung oder eine Vertragsklausel.) 

 

3.1.4. Sie melden uns einen Versicherungsfall, sind aber zu die-

sem Zeitpunkt länger als drei Jahre für den betroffenen Be-

reich nicht mehr bei uns versichert. 

 

Ausnahme: 

• Sie konnten Ihre Ansprüche mangels Kenntnis der 

den Versicherungsfall begründenden Tatsachen nicht 

eher geltend machen und melden uns den Versiche-

rungsfall unverzüglich nach Kenntniserlangung. 

3.1.5.  

 Sie üben ein Recht (Beispiel: Widerruf, Widerspruch, Anfech-

tung) aus oder wollen es ausüben. Dabei berufen Sie sich 

als Voraussetzung dafür auf die Mangelhaftigkeit 

 

• der Aufklärung, 

• Belehrung oder 

• Beratung 

 

über dieses Recht anlässlich eines Vertragsabschlusses, der 

vor Beginn des Versicherungsschutzes geschlossen worden 

ist. 

 

3.2. Inhaltliche Ausschlüsse 
 

In folgenden Fällen haben Sie keinen Versicherungsschutz: 

 

3.2.1.  

Sie wollen Schadenersatzansprüche abwehren. 

 

Ausnahme: Der Schadenersatzanspruch beruht auf einer 

Vertragsverletzung oder der Schadenersatzanspruch wird 

im Rahmen eines Adhäsionsverfahrens aufgrund eines ver-

sicherten Straftatbestands geltend gemacht. 

 

3.2.2.  

Sie nehmen Ihre rechtlichen Interessen wahr 

• vor Verfassungsgerichten oder 

• vor internationalen oder supranationalen Ge-

richtshöfen (zum Beispiel dem Europäischen Ge-

richtshof). 

3.2.3.  

Es bestehen Streitigkeiten 

• zwischen Ihnen und weiteren versicherten Per-

sonen desselben Versicherungs-Vertrags, 

• von Mitversicherten gegen Sie, 

• von Mitversicherten untereinander. 

3.2.4.  

Ansprüche oder Verbindlichkeiten werden auf Sie übertra-

gen oder sind auf Sie übergegangen, nachdem ein Versi-

cherungsfall bereits eingetreten ist. 
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3.2.5.  

Sie wollen die Ansprüche eines anderen geltend machen. 

Oder Sie sollen für Verbindlichkeiten eines anderen einste-

hen. 

 

3.2.6.  

Sie haben in den Leistungsarten nach Ziffer 2.2.1 bis 2.2.6 

die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interessen vorsätzlich 

und rechtswidrig verursacht. (Dies gilt zum Beispiel, wenn Sie 

eine Straftat vorsätzlich und rechtswidrig begangen haben o-

der wenn Sie bei Abschluss eines Vertrags vorsätzlich und 

rechtswidrig falsche Angaben gemacht haben.) Wird dies erst 

später bekannt, sind Sie verpflichtet, die von uns erbrach-

ten Leistungen zurückzuzahlen. 

 

3.2.7.  

Kein Versicherungsschutz besteht für die Verteidigung ge-

gen den Vorwurf der Verletzung einer Vorschrift des Kartell-

rechts sowie einer anderen Straf- oder Ordnungswidrigkei-

tenvorschrift, die in unmittelbarem Zusammenhang mit 

Kartellverfahren verfolgt wird. 

 

3.3. Einschränkung unserer Leistungspflicht 
 

Wir können folgende Kosten nicht erstatten: 

 

3.3.1.  

Kosten, die Sie übernommen haben, ohne rechtlich dazu 

verpflichtet zu sein. 

 

3.3.2.  

Kosten, die bei einer gütlichen Einigung entstanden sind 

und die nicht dem Verhältnis des von Ihnen angestrebten 

Ergebnisses zum erzielten Ergebnis entsprechen. (Beispiel: 

Sie verlangen Schadenersatz in Höhe von 10.000 Euro. In ei-

nem Vergleich mit dem Gegner erlangen Sie einen Betrag von 

8.000 Euro [= 80 Prozent des angestrebten Ergebnisses]. In die-

sem Fall übernehmen wir 20 Prozent der entstandenen Kosten 

– nämlich für den Teil, den Sie nicht durchsetzen konnten.) 

Dies bezieht sich auf die gesamten Kosten der Streitig-

keit. 

 

3.3.3.  

Sie einigen sich auch über unstreitige oder nicht versicherte 

Ansprüche. In diesem Fall zahlen wir die darauf entfallen-

den Kosten nicht. 

 

Ausnahme: Die unstreitigen Ansprüche stehen in unmittel-

barem Zusammenhang mit dem Ausgangsstreit. 

 

3.3.4.  

Von den von uns zu tragenden Kosten ziehen wir die ver-

einbarte Selbstbeteiligung (siehe Versicherungszertifikat) je 

Versicherungsfall ab. 

 

Ausnahmen: Hängen mehrere Versicherungsfälle zeitlich 

und ursächlich zusammen, ziehen wir zu Ihren Gunsten die 

Selbstbeteiligung nur einmal ab. Wir ziehen die Selbstbetei-

ligung auch dann nicht ab, wenn sich unsere Leistung auf 

die Leistungsart – telefonische Rechtsberatung (JurLine) 

(Ziff. 2.2.6.) beschränkt. 

 

3.3.5.  

Kosten von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen (zum Bei-

spiel Kosten eines Gerichtsvollziehers), 

• die aufgrund der vierten oder jeder weiteren 

Zwangsvollstreckungsmaßnahme je Vollstre-

ckungstitel entstehen, 

• die später als fünf Jahre nach Rechtskraft des 

Vollstreckungstitels eingeleitet werden. („Voll-

streckungstitel“ sind zum Beispiel ein Vollstre-

ckungsbescheid und ein Urteil.) 

 

3.3.6.  

Kosten, zu deren Übernahme ein anderer verpflichtet wäre, 

wenn der Rechtsschutz-Versicherungs-Vertrag nicht be-

stünde. 

 

3.4. Ablehnung des Versicherungsschutzes wegen mangelnder 
Erfolgsaussichten oder wegen Mutwilligkeit/Stichent-
scheidverfahren 

 

3.4.1. Wir können den Versicherungsschutz ablehnen, wenn un-

serer Auffassung nach 

 

3.4.1.1. die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interessen 

nach Ziffer 2.2.1 bis 2.2.6 keine hinreichende 

Aussicht auf Erfolg hat oder 

 

3.4.1.2. Sie Ihre rechtlichen Interessen mutwillig wahr-

nehmen wollen. Mutwilligkeit liegt dann vor, 

wenn die voraussichtlich entstehenden Kosten 

in einem groben Missverhältnis zum angestreb-

ten Erfolg stehen. In diesem Fall können wir 

nicht zahlen, weil die berechtigten Interessen 

der Versichertengemeinschaft beeinträchtigt 

würden. 

Die Ablehnung müssen wir Ihnen in diesen Fäl-

len unverzüglich schriftlich mitteilen, und zwar 

mit Begründung. 

(„Unverzüglich“ heißt nicht „sofort“, sondern „ohne 

schuldhaftes Zögern“ bzw. „so schnell wie mög-

lich“.) 

 

3.4.2. Was geschieht, wenn wir eine Leistungspflicht nach Ziffer 

3.4.1 ablehnen und Sie damit nicht einverstanden sind? 

 

In diesem Fall können Sie einen für Sie tätigen oder noch zu 

beauftragenden Rechtsanwalt veranlassen, eine begrün-

dete Stellungnahme abzugeben, und zwar zu folgenden 

Fragen: 

 

• Besteht eine hinreichende Aussicht auf Erfolg? 

 

• Steht die Durchsetzung Ihrer rechtlichen Inte-

ressen in einem angemessenen Verhältnis 

zum angestrebten Erfolg? 

 

Die Kosten für diese Stellungnahme übernehmen wir. Die 

Entscheidung des Rechtsanwalts ist für Sie und für uns bin-

dend, es sei denn, dass diese Entscheidung offenbar von 

der tatsächlichen Sach- oder Rechtslage erheblich ab-

weicht. 

 

3.4.3. Für die Stellungnahme können wir Ihnen eine Frist von 

mindestens einem Monat setzen. Damit der Rechtsanwalt 

die Stellungnahme abgeben kann, müssen Sie ihn vollstän-

dig und wahrheitsgemäß über die Sachlage unterrichten. 

Außerdem müssen Sie die Beweismittel angeben. Wenn Sie 

diesen Verpflichtungen nicht nachkommen, entfällt Ihr Ver-

sicherungsschutz. 

 

Wir sind verpflichtet, Sie auf diese mit dem Fristablauf ver-

bundenen Rechtsfolgen (Verlust des Versicherungsschutzes) 

hinzuweisen. 
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4. WAS MÜSSEN SIE BEACHTEN? 
 

4.1. Verhalten im Versicherungsfall/Erfüllung von Obliegenhei-
ten 

 

Obliegenheiten bezeichnen sämtliche Verhaltensregeln, die Sie 

und die versicherten Personen beachten müssen, um den An-

spruch auf Versicherungsschutz zu erhalten. 

 

4.1.1. Was müssen Sie tun, wenn ein Versicherungsfall ein-

tritt und Sie Versicherungsschutz brauchen? 

 

4.1.1.1.  

Sie müssen uns den Versicherungsfall unverzüg-

lich mitteilen, gegebenenfalls auch telefonisch. 

(„Unverzüglich“ heißt nicht „sofort“, sondern „ohne 

schuldhaftes Zögern“ bzw. „so schnell wie mög-

lich“.) 

 

4.1.1.2.  

Sie müssen uns 

• vollständig und wahrheitsgemäß über 

sämtliche Umstände des Versicherungsfalls 

unterrichten, 

• alle Beweismittel angeben und uns Unter-

lagen auf Verlangen zur Verfügung stellen. 

 

4.1.1.3.  

Kosten verursachende Maßnahmen müssen Sie 

nach Möglichkeit mit uns abstimmen, soweit 

dies für Sie zumutbar ist. (Beispiele für Kosten ver-

ursachende Maßnahmen: Erhebung einer Klage o-

der Einlegung eines Rechtsmittels.) 

 

4.1.1.4.  

Bei Eintritt des Versicherungsfalls müssen Sie – 

soweit möglich – dafür sorgen, dass Schaden 

vermieden bzw. verringert wird. (Entsprechend § 

82 Versicherungsvertragsgesetz. § 82 bestimmt zum 

Beispiel in Absatz 1: „Der Versicherungsnehmer hat 

bei Eintritt des Versicherungsfalls nach Möglichkeit 

für die Abwendung und Minderung des Schadens 

zu sorgen.“) Das heißt, Sie müssen die Kosten für 

die Rechtsverfolgung (zum Beispiel Rechtsan-

walts-, Gerichtskosten, Kosten der Gegenseite) 

so gering wie möglich halten. 

Hierzu sollten Sie uns oder Ihren Rechtsanwalt 

fragen. Sie müssen Weisungen von uns befol-

gen, soweit das für Sie zumutbar ist. Außerdem 

müssen Sie Weisungen von uns einholen, wenn 

die Umstände dies gestatten. 

 

4.1.2. Wir bestätigen Ihnen den Umfang des Versicherungs-

schutzes, der für den konkreten Versicherungsfall be-

steht. Ergreifen Sie jedoch Maßnahmen zur Durchset-

zung Ihrer rechtlichen Interessen, 

 

• bevor wir den Umfang des Versicherungsschut-

zes bestätigt haben, und 

• entstehen durch solche Maßnahmen Kosten 

 

Dann tragen wir nur die Kosten, die wir bei einer Be-

stätigung des Versicherungsschutzes vor Einleitung 

dieser Maßnahmen zu tragen gehabt hätten. 

 

4.1.3. Den Rechtsanwalt können Sie auswählen. Wir wählen 

den Rechtsanwalt aus, 

 

• wenn Sie das verlangen oder 

• wenn Sie keinen Rechtsanwalt benennen und uns die 

umgehende Beauftragung eines Rechtsanwalts not-

wendig erscheint. 

 

Wir beauftragen den Rechtsanwalt in Ihrem Namen. 

Für die Tätigkeit des Rechtsanwalts sind wir nicht ver-

antwortlich 

 

4.1.4. Sie müssen nach der Beauftragung des Rechtsanwalts 

Folgendes tun: 

Ihren Rechtsanwalt 

 

• vollständig und wahrheitsgemäß unterrichten, 

• die Beweismittel angeben, 

• die möglichen Auskünfte erteilen, 

• die notwendigen Unterlagen beschaffen und 

• uns auf Verlangen Auskunft über den Stand Ih-

rer Angelegenheit geben. 

 

4.1.5. Wenn Sie eine der in Ziffer 4.1.1 und 4.1.4 genannten 

Obliegenheiten vorsätzlich verletzen, verlieren Sie Ih-

ren Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung 

einer Obliegenheit sind wir berechtigt, unsere Leistung 

zu kürzen, und zwar in einem der Schwere Ihres Ver-

schuldens entsprechenden Verhältnis. („Grob fahrläs-

siges Verhalten“ bedeutet: Jemand verletzt die erfor-

derliche Sorgfalt in ungewöhnlich hohem Maße.) 

 

Wenn Sie eine Auskunfts- oder Aufklärungsobliegen-

heit nach Eintritt des Versicherungsfalls verletzen, 

kann auch dies zum vollständigen oder teilweisen 

Wegfall des Versicherungsschutzes führen. Dies setzt 

jedoch voraus, dass wir Sie vorher durch gesonderte 

Mitteilung in Textform (das heißt per Brief oder E-Mail, 

aber nicht mündlich oder telefonisch) über diese Pflich-

ten informiert haben. Der Versicherungsschutz bleibt 

bestehen, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Oblie-

genheiten nicht grob fahrlässig verletzt haben. 

 

Der Versicherungsschutz bleibt auch in folgendem 

Fall bestehen: Sie weisen nach, dass die Obliegen-

heitsverletzung nicht die Ursache war 

 

• für den Eintritt des Versicherungsfalls, 

• für die Feststellung des Versicherungsfalls oder 

• für die Feststellung oder den Umfang unserer 

Leistung. (Beispiel: Sie haben die Einlegung des 

Rechtsmittels mit uns nicht abgestimmt. Bei nach-

träglicher Prüfung hätten wir jedoch auch bei recht-

zeitiger Abstimmung die Kostenübernahme bestä-

tigt.) 

 

Der Versicherungsschutz bleibt nicht bestehen, wenn 

Sie Ihre Obliegenheit arglistig verletzt haben. 

 

4.1.6. Wenn ein anderer Ihnen Kosten der Rechtsverfolgung 

erstatten muss, dann geht dieser Anspruch auf uns 

über. Aber nur soweit wir die Kosten bereits begli-

chen haben. Sie müssen uns die Unterlagen aushän-

digen, die wir brauchen, um diesen Anspruch 

durchzusetzen. Bei der Durchsetzung des Anspruchs 

müssen Sie auch mitwirken, wenn wir das verlangen. 

 

Wenn Sie diese Pflicht vorsätzlich verletzen und wir 

deshalb diese Kosten nicht erstattet bekommen, dann 

müssen wir keine Kosten erstatten. Wenn Sie grob 

fahrlässig gehandelt haben, sind wir berechtigt, die 

Kosten in einem der Schwere Ihres Verschuldens 
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entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Sie müssen be-

weisen, dass Sie nicht grob fahrlässig gehandelt ha-

ben. („Grob fahrlässiges Verhalten“ bedeutet: Jemand 

verletzt die im Verkehr erforderliche Sorgfalt in unge-

wöhnlich hohem Maße.) Bereits von uns übernom-

mene Kosten müssen Sie uns zurückerstatten. 

 

4.1.7. Hat Ihnen ein anderer (zum Beispiel Ihr Prozessgegner) 

Kosten der Rechtsverfolgung erstattet und wurden 

diese zuvor von uns gezahlt? Dann müssen Sie uns 

diese Kosten zurückzahlen. 

 
4.2. Anzeigepflichten bei Antragstellung 

 
4.2.1. Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über ge-

fahrerhebliche Umstände 

 

Sie haben uns bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung 

(Antrag) alle Ihnen bekannten Gefahrumstände in 

Textform (das heißt per Brief oder E-Mail, aber nicht 

mündlich oder telefonisch) anzuzeigen, nach denen wir 

in Textform gefragt haben und die für unseren Ent-

schluss erheblich sind, den Vertrag mit dem verein-

barten Inhalt zu schließen. Sie sind auch zur Anzeige 

verpflichtet, wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, 

aber vor Vertragsannahme in Textform Fragen stellen. 

 

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, 

auf unseren Entschluss Einfluss auszuüben, den Ver-

trag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt ab-

zuschließen. 

 

Wird der Vertrag von einem für uns tätigen Vertreter 

geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen 

Umstand, müssen Sie sich so behandeln lassen, als 

hätten Sie selbst davon Kenntnis gehabt oder dies 

arglistig verschwiegen. 

 

4.2.2. Rücktritt vom Vertrag 

 

• Voraussetzungen für den Rücktritt 

 

Unvollständige und unrichtige Angaben zu den 

gefahrerheblichen Umständen berechtigen uns, 

vom Versicherungs-Vertrag zurückzutreten. 

 

• Ausschluss des Rücktrittsrechts 

 

Wir haben kein Rücktrittsrecht, wenn Sie nachwei-

sen, dass Sie oder Ihr Vertreter die unrichtigen o-

der unvollständigen Angaben weder vorsätzlich 

noch grob fahrlässig gemacht haben. 

 

Unser Rücktrittsrecht wegen grob fahrlässiger 

Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn 

Sie nachweisen, dass wir den Vertrag auch bei 

Kenntnis der nicht angezeigten Umstände,  wenn 

auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hät-

ten. 

 

• Folgen des Rücktritts 

 

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungs-

schutz. 

 

Treten wir nach Eintritt des Versicherungsfalls zu-

rück, dürfen wir den Versicherungsschutz nicht 

versagen, wenn Sie nachweisen, dass der unvoll-

ständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder 

für den Eintritt des Versicherung- 

falls noch für die Feststellung oder den Umfang  

der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall  

besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn Sie  

die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 

Uns steht der Teil des Beitrags zu, der der bis zum  

Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abge- 

laufenen Vertragszeit entspricht. 

 

4.2.3. Kündigung 

 

Ist unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen, weil die Ver-

letzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch 

auf grober Fahrlässigkeit beruhte, können wir den 

Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 

in Textform (das heißt per Brief oder E-Mail, aber nicht 

mündlich oder telefonisch) kündigen. 

 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn Sie 

nachweisen, dass wir den Vertrag auch bei Kenntnis 

der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu ande-

ren Bedingungen, geschlossen hätten. 

 

4.2.4. Rückwirkende Vertragsanpassung 

 

Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir 

den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 

Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-

schlossen hätten, werden die anderen Bedingungen 

auf unser Verlangen hin rückwirkend Vertragsbe-

standteil. Haben Sie die Pflichtverletzung nicht zu ver-

treten, werden die anderen Bedingungen ab der lau-

fenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

 

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag 

um mehr als zehn Prozent oder schließen wir die Ge-

fahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand 

aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats 

nach Zugang unserer Mitteilung fristlos in Textform 

(das heißt per Brief oder E-Mail, aber nicht mündlich o-

der telefonisch) kündigen. 

 

4.2.5. Ausübung der Rechte 

 

Wir müssen die uns nach Ziffer 4.2.2 bis 4.2.4 zu-

stehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich 

geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, 

zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht 

Kenntnis erlangen. Wir haben die Umstände anzuge-

ben, auf die wir unsere Erklärung stützen; wir dürfen 

nachträglich weitere Umstände zur Begründung unse-

rer Erklärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist 

nicht verstrichen ist. 

 

Uns stehen die Rechte nach Ziffer 4.2.2 bis 4.2.4 nur 

zu, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Text-

form (das heißt per Brief oder E-Mail, aber nicht münd-

lich oder telefonisch) auf die Folgen einer Anzeige-

pflichtverletzung hingewiesen haben. Wir können uns 

auf die genannten Rechte nicht berufen, wenn wir den 

nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtig-

keit der Anzeige kannten. 

 

4.2.6. Anfechtung 

 

Unser Recht, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung 

anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung 

steht uns der Teil des Beitrags zu, der der bis zum 

Wirksamwerden der Anfechtungserklärung abgelaufe-

nen Vertragszeit entspricht. 
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5. IN WELCHEN LÄNDERN SIND SIE VERSICHERT? 
 

5.1. Hier haben Sie Versicherungsschutz 
 
Sie haben Versicherungsschutz, wenn ein Gericht oder eine Be-

hörde in folgenden Gebieten gesetzlich zuständig ist oder wäre 

und Sie Ihre Rechtsinteressen dort verfolgen: 

 

• in Europa, 

• in den Anliegerstaaten des Mittelmeers, 

• auf den Kanarischen Inseln, 

• auf Madeira, 

• auf den Azoren. 

 

Ausnahme: Der Verwaltungs-Rechtsschutz (siehe Ziffer 2.2.3) gilt 

nur vor deutschen Gerichten und Behörden. Eine Einschränkung 

auf Deutschland ergibt sich auch aus Daten-Rechtsschutz (siehe 

Ziffer 2.2.5.) und die telefonische Rechtsberatung (siehe Ziffer 

2.2.6). 

 

5.2. Hier haben Sie Versicherungsschutz mit Einschränkungen 
 

5.2.1. Für die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interessen außer-

halb des Geltungsbereichsnach Ziffer 5.1 tragen wir die 

Kosten bis zu einem Höchstbetrag von 200.000 Euro. 

 

Dies tun wir unter folgenden Voraussetzungen: 

 

• Ihr Versicherungsfall muss dort während eines 

höchstens einjährigen Aufenthalts eingetreten sein 

oder die Interessenwahrnehmung muss dort not-

wendig sein, weil Sie einen Vertrag im Internet ab-

geschlossen haben, 

 

• der Versicherungsschutz darf nicht auf deutsche 

Gerichte beschränkt sein (siehe Ausnahmen zu Ziffer 

5.1), 

 

5.2.2. In der Leistungsart Straf-Rechtsschutz (siehe Ziffer 2.2.4.) 

besteht Rechtsschutz weltweit ohne die in Ziffer 5.2.1. ge-

nannten Einschränkungen. 

 

6. WANN BEGINNT UND WANN ENDET IHRE RECHT-
SCHUTZVERSICHERUNG? 

 
6.1. Beginn des Versicherungsschutzes 

 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungszertifi-

kat angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung für den Versiche-

rungsschutz ist, dass Sie den ersten oder den einmaligen Beitrag 

unverzüglich nach Ablauf von 14 Tagen nach Zugang des 

Versicherungszertifikats zahlen (siehe Ziffer 7.4.1). Eine verein-

barte Wartezeit bleibt unberührt (das heißt, sie gilt in jedem Fall). 

 

6.2. Dauer und Ende des Vertrags 
 

6.2.1. Vertragsdauer 

Der Vertrag ist für die im Versicherungszertifikat angege-

bene Zeit abgeschlossen. Sie beträgt die Dauer von einem 

Jahr. 

 

6.2.2. Stillschweigende Verlängerung 

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-

längert sich der Vertrag um jeweils ein weiteres Jahr, wenn 

der Vertrag nicht gekündigt wird. Kündigen können so-

wohl Sie als auch wir. Die Kündigung muss Ihnen oder uns 

spätestens drei Monate vor dem Ablauf der Vertragszeit in 

Textform (das heißt per Brief oder E-Mail, aber nicht münd-

lich oder telefonisch) zugehen. 

 

6.2.3. Vertragsbeendigung 

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 

der Vertrag zum vorgesehenen Zeitpunkt, ohne dass es ei-

ner Kündigung bedarf. 

 

Die Kündigung muss uns spätestens drei Monate vor Ab-

lauf des jeweiligen Jahres in Textform (das heißt per Brief o-

der E-Mail, aber nicht mündlich oder telefonisch) zugehen. 

 

6.2.4.  

Ist der Versicherungsschutz nicht mehr nötig, weil sich die 

äußeren Umstände nach Vertragsschluss geändert haben, 

sodass das versicherte Risiko nicht mehr besteht? (Beispiel: 

Sie teilen uns mit, dass Sie kein Auto mehr haben oder die ver-

sicherte Wohnung verkauft haben.) 

 

Dann gilt Folgendes (sofern nichts anderes vereinbart ist): 

 

6.2.4.1.  

Der Vertrag endet, sobald wir erfahren haben, dass 

sich die äußeren Umstände geändert haben. Beiträge 

stehen uns nur anteilig bis zu diesem Zeitpunkt zu. 

 

6.2.4.2.  

Der Versicherungsschutz besteht über Ihren Tod hin-

aus bis zum Ende der Versicherungsperiode. Dies gilt, 

wenn der Beitrag am Todestag gezahlt war und die 

Versicherung nicht aus sonstigen Gründen beendet 

ist. Wenn der nächste fällige Beitrag bezahlt wird, 

bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

 

Derjenige, der den Beitrag gezahlt hat oder für den 

gezahlt wurde, wird anstelle des Verstorbenen versi-

cherte Person. Er kann innerhalb eines Jahres nach 

dem Todestag verlangen, dass der Versicherungs-Ver-

trag zum Todestag beendet wird. 

 

6.2.5. Kündigung nach Versicherungsfall 

 

6.2.5.1.  

Wenn wir Ihren Versicherungsschutz ablehnen, ob-

wohl wir zur Leistung verpflichtet sind, können Sie 

den Vertrag vorzeitig kündigen. Die Kündigung muss 

uns innerhalb eines Monats in Textform (das heißt per 

Brief oder E-Mail, aber nicht mündlich oder telefonisch) 

zugehen, nachdem Sie unsere Ablehnung erhalten ha-

ben. 

 

6.2.5.2.  

Sind mindestens zwei Versicherungsfälle innerhalb 

von zwölf Monaten eingetreten und besteht für diese 

Versicherungsschutz? In diesem Fall können sowohl 

Sie als auch wir den Vertrag vorzeitig kündigen. 

 

Wann müssen Sie oder wir kündigen? Die Kündigung 

muss uns bzw. Ihnen innerhalb eines Monats zuge-

hen, nachdem wir unsere Leistungspflicht für den 

zweiten Versicherungsfall bestätigt haben. Die Kündi-

gung muss in Textform (das heißt per Brief oder E-Mail, 

aber nicht mündlich oder telefonisch) erfolgen. Wenn 

Sie kündigen, wird Ihre Kündigung wirksam, sobald sie 

uns zugeht. Sie können jedoch bestimmen, dass die 

Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt wirksam 

wird; spätestens jedoch am Ende des Versicherungs-

jahres. Unsere Kündigung wird einen Monat, nach-

dem Sie sie erhalten haben, wirksam. 
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6.2.6. Versichererwechsel 

 

Damit Sie bei einem Versichererwechsel möglichst keine 

Nachteile haben, haben Sie uns gegenüber Anspruch auf 

Versicherungsschutz in folgenden Fällen (dies gilt abwei-

chend von den Regelungen unter Ziffer 3.1.2 bis 3.1.4): 

 

• Der Versicherungsfall ist in unserer Vertragslaufzeit 

eingetreten. Der Versicherungsschutz gilt auch dann, 

wenn die Willenserklärung oder Rechtshandlung, die 

den Versicherungsfall ausgelöst hat, in die Vertrags-

laufzeit des Vorversicherers fällt. 

 

• Der Versicherungsfall liegt zwar in der Vertragslaufzeit 

des Vorversicherers, der Anspruch wird aber erstmals 

später als drei Jahre nach Beendigung der Vorversi-

cherung geltend gemacht. Die Meldung beim Vorver-

sicherer darf jedoch nicht vorsätzlich oder grob fahr-

lässig versäumt worden sein. („Grob fahrlässiges Ver-

halten“ bedeutet: Jemand verletzt die im Verkehr erfor-

derliche Sorgfalt in ungewöhnlich hohem Maße.) 

 

• Der Vorversicherer und wir haben unterschiedliche 

Regelungen zur Bestimmung des Versicherungsfalls: 

Der Versicherungsfall ist nach den Bedingungen des 

Vorversicherers nach Beendigung seines Vertrages 

eingetreten. Nach unseren Bedingungen ist der Versi-

cherungsfall in der Vertragslaufzeit des Vorversiche-

rers eingetreten. 

 
Voraussetzung für Versicherungsschutz ist in allen eben 

genannten Fällen, dass 

 

• Sie bei Ihrer vorherigen Versicherung gegen dieses Ri-

siko versichert waren und, 

 

• Sie bei uns zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme ge-

gen dieses Risiko versichert sind und 

 

• der Wechsel des Risikos zu uns lückenlos erfolgt ist. 

 
In diesen Fällen haben Sie Versicherungsschutz in genau 

dem Umfang, den Sie bei Ihrem Vorversicherer versichert 

hatten; höchstens jedoch im Umfang des von Ihnen mit 

uns geschlossenen Vertrags. 

 

7. WANN UND WIE MÜSSEN SIE IHREN BEITRAG BE-
ZAHLEN? 
 

7.1. Beitragszahlung 
 

Es handelt sich um Jahresbeiträge, die im Voraus zu entrichten 

sind. Nebengebühren werden nicht erhoben. Alle Beiträge mit 

Zuschlägen, Nachlässen und unterjährigen Zahlungen werden 

auf zwei Nachkommastellen berechnet. 

 

Bei der Berechnung von Baustein-Kombinationen, Nachlässen, 

Zuschlägen und unterjährigen Zahlungen kann es durch Run-

dungsdifferenzen systembedingt zu geringfügigen Abweichun-

gen gegenüber dem im Antrag genannten Beitrag kommen. 

 

7.2. Versicherungsjahr 
 

Das Versicherungsjahr dauert grundsätzlich zwölf Monate. Be-

steht die vereinbarte Vertragsdauer jedoch nicht aus ganzen Jah-

ren, wird das erste Versicherungsjahr entsprechend verkürzt. Die 

folgenden Versicherungsjahre bis zum vereinbarten Vertragsab-

lauf sind jeweils ganze Jahre. (Beispiel: Bei einer Vertragsdauer von 

15 Monaten beträgt das erste Versicherungsjahr drei Monate, das 

folgende Versicherungsjahr zwölf Monate.) 

 

7.3. Versicherungssteuer 
 

Der Versicherungsbeitrag enthält die Versicherungssteuer, die 

Sie in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten ha-

ben. 

 

7.4. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung (erster Beitrag) 
 

7.4.1. Fälligkeit der Zahlung 

 

Wenn Sie das Versicherungszertifikat von uns erhalten, müs-

sen Sie den ersten Beitrag unverzüglich nach Ablauf von 14 

Tagen bezahlen. („Unverzüglich“ heißt nicht „sofort“, sondern 

„ohne schuldhaftes Zögern“ bzw. „so schnell wie möglich“.) 

 

7.4.2. Späterer Beginn des Versicherungsschutzes 

 

Wenn Sie den ersten Beitrag zu einem späteren Zeitpunkt 

bezahlen, beginnt der Versicherungsschutz erst zu diesem 

späteren Zeitpunkt. Auf diese Folge einer verspäteten Zah-

lung müssen wir Sie allerdings aufmerksam gemacht haben, 

und zwar in Textform (das heißt per Brief oder E-Mail, aber 

nicht mündlich oder telefonisch) oder durch einen auffallen-

den Hinweis im Versicherungszertifikat. 

 

Wenn Sie nachweisen, dass Sie die verspätete Zahlung nicht 

verschuldet haben, beginnt der Versicherungsschutz zum 

vereinbarten Zeitpunkt. 

 

7.4.3. Rücktritt 

 

Wenn Sie den ersten Beitrag nicht rechtzeitig bezahlen, kön-

nen wir vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht 

bezahlt ist. Wir können nicht zurücktreten, wenn Sie nach-

weisen, dass Sie die verspätete Zahlung nicht verschuldet 

haben. 

 

7.5. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung (Folgebeitrag) 
 

7.5.1. Die Folgebeiträge werden am Ersten des Monats fällig, für 

den die Fälligkeit vereinbart ist. 

 

7.5.2. Verzug 

 

Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig bezahlen, gera-

ten Sie in Verzug, auch ohne das Sie eine Mahnung von uns 

erhalten haben. Wir sind dann berechtigt, Ersatz für den 

Schaden zu verlangen, der uns durch den Verzug entstanden 

ist (siehe Ziffer 7.5.3). Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in 

Raten vereinbart, sind die noch ausstehenden Raten sofort 

fällig, wenn Sie mit der Zahlung einer Rate im Verzug sind. 

Ferner können wir für die Zukunft jährliche Beitragszahlung 

verlangen. Sie geraten nicht in Verzug, wenn Sie die verspä-

tete Zahlung nicht verschuldet haben. 

 

7.5.3. Zahlungsaufforderung 

 

Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig bezahlen, kön-

nen wir Ihnen eine Zahlungsfrist einräumen. Das geschieht 

in Textform (das heißt per Brief oder E-Mail, aber nicht münd-

lich oder telefonisch) und auf Ihre Kosten. Diese Zahlungsfrist 

muss mindestens zwei Wochen betragen. 

 

Unsere Zahlungsaufforderung ist nur wirksam, wenn sie fol-

gende Informationen enthält: 
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• Die ausstehenden Beträge, die Zinsen und die Kosten 

müssen im Einzelnen beziffert sein und 

 

• die Rechtsfolgen müssen angegeben sein, die nach Zif-

fer 7.5.4 mit der Fristüberschreitung verbunden sind. 

 

7.5.4. Welche rechtlichen Folgen hat die Fristüberschreitung? 

 

• Verlust des Versicherungsschutzes 

 

Wenn Sie nach Ablauf der Zahlungsfrist immer noch 

nicht bezahlt haben, haben Sie ab diesem Zeitpunkt bis 

zur Zahlung keinen Versicherungsschutz. Allerdings 

müssen wir Sie bei unserer Zahlungsaufforderung 

nach Ziffer 7.5.3 auf den Verlust des Versicherungs-

schutzes hingewiesen haben. 

 

• Kündigung des Versicherungs-Vertrags 

 

Wenn Sie nach Ablauf der Zahlungsfrist immer noch 

nicht bezahlt haben, können wir den Vertrag in Text-

form (das heißt per Brief oder E-Mail, aber nicht mündlich 

oder telefonisch) kündigen, ohne eine Frist einzuhalten. 

Allerdings müssen wir Sie bei unserer Zahlungsauffor-

derung nach Ziffer 7.5.3 auf die Möglichkeit der fristlo-

sen Kündigung hingewiesen haben. 

 

Wenn wir Ihren Vertrag gekündigt haben und Sie danach 

innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag bezah-

len, besteht der Vertrag fort. Dann aber haben Sie für Ver-

sicherungsfälle, die zwischen dem Ablauf der Zahlungsfrist 

und Ihrer Zahlung eingetreten sind, keinen Versicherungs-

schutz. 

 

7.6. Rechtzeitige Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat 
 

Ankündigung des SEPA-Lastschrifteinzugs 

Wir kündigen Ihnen vor der Fälligkeit der ersten SEPA-Lastschrift-

zahlung den SEPA-Lastschrifteinzug an (zum Beispiel durch Rech-

nungsstellung). Bei wiederkehrenden Lastschriften mit gleichen 

Lastschriftbeträgen erhalten Sie eine einmalige Unterrichtung 

vor dem ersten Lastschrifteinzug mit Angabe der Fälligkeitster-

mine. 

 

7.6.1. Wenn wir die Einziehung des Beitrags von einem Konto 

vereinbart haben, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn 

 

• der Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezogen werden 

kann und 

• Sie der Einziehung nicht widersprechen. 

 

Was geschieht, wenn der fällige Beitrag ohne Ihr Verschul-

den nicht eingezogen werden kann? In diesem Fall ist die 

Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn Sie nach einer 

Aufforderung in Textform (das heißt per Brief oder E-Mail, 

aber nicht mündlich oder telefonisch) unverzüglich zahlen. 

(„Unverzüglich“ heißt nicht „sofort“, sondern „ohne schuldhaf-

tes Zögern“ bzw. „so schnell wie möglich“.) 

 

7.6.2. Beendigung des SEPA-Lastschriftverfahrens 

 

Wenn Sie dafür verantwortlich sind, dass der fällige Bei-

trag nicht eingezogen werden kann, sind wir berechtigt, 

künftig eine andere Zahlungsweise zu verlangen. Sie müs-

sen allerdings erst dann zahlen, wenn wir Sie hierzu in 

Textform (das heißt per Brief oder E-Mail, aber nicht münd-

lich oder telefonisch) aufgefordert haben. 

 

 

7.7. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
 

In diesem Fall haben wir nur Anspruch auf den Teil des Beitrags, 

der dem Zeitraum des Versicherungsschutzes entspricht. Das 

gilt, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. 

 

7.8. Beitragsanpassung 
 

7.8.1. Wir überprüfen einmal im Kalenderjahr, ob der bisherige 

Beitrag unverändert beibehalten werden kann. Zweck der 

Überprüfung ist es, 

 

• die dauerhafte Erfüllbarkeit unserer Verpflich-

tungen aus den Versicherungsverträgen und 

 

• die sachgemäße Berechnung der Beiträge wei-

terhin sicher zu stellen. 

 

Bei dieser Überprüfung wenden wir wie schon bei der Bei-

tragskalkulation die anerkannten Grundsätze der Versi-

cherungsmathematik und Versicherungstechnik an und 

fassen zwecks Vergleichbarkeit Produkt-Bausteine und 

Produkt-Bausteinkombinationen nach versicherten Le-

bensbereichen und Schadenverlauf, unter Berücksichti-

gung einer versicherungsmathematisch ausreichenden 

Gruppengröße zusammen. Innerhalb dieser zusammenge-

fassten Produkt-Bausteine und Produkt-Bausteinkombina-

tionen erfolgt die Überprüfung getrennt für Verträge mit 

und ohne Selbstbeteiligung. 

 

7.8.2. Für die Überprüfung der Produkt-Bausteine und Produkt-

Bausteinkombinationen nach Ziffer 7.8.1 ermitteln wir ein-

mal im Kalenderjahr, um welchen Prozentsatz sich der 

Schadenbedarf des Versicherers bezogen auf die zusam-

mengefassten Produkt-Bausteine und Produkt-Baustein-

kombinationen aus dem Vorjahr im Verhältnis zum Jahr 

davor verändert hat. Bei der Ermittlung des Schadensbe-

darfs vergleichen wir die Schadenzahlungen aus dem Vor-

jahr mit dem gewichteten Verlauf des Vertrags- und Risiko-

bestandes der letzten 5 Jahre unter Berücksichtigung von 

auch unterjährigen Vertragslaufzeiten und des Schaden-

verlaufs. 

 

7.8.3. Im Falle einer nicht nur vorübergehenden Veränderung 

externer Kostenfaktoren mit voraussichtlichen Auswirkun-

gen auf unsere Schadenzahlungen der nächsten Jahre (wie 

Änderungen des Rechtsanwaltsvergütungs- oder Gerichtskos-

tengesetzes) sind wir berechtigt und verpflichtet, die erwar-

tete Kostenentwicklung (Erhöhung oder Reduzierung) des 

laufenden Jahres im Rahmen der Überprüfung gemäß Zif-

fer 7.8.2. zu berücksichtigen. Eine hierauf beruhende et-

waige Beitragsanpassung wird bei der nächsten Beitrags-

überprüfung gem. Ziffer 7.8.2 insoweit nicht erneut be-

rücksichtigt. 

 

7.8.4. Ergibt die Überprüfung für die Produkt-Bausteine oder 

Produkt-Bausteinkombinationen nach Ziffer 7.8.2. höhere 

oder niedrigere Beiträge, sind wir berechtigt bzw. ver-

pflichtet, die aktuell gültigen Beiträge entsprechend des 

ermittelten Veränderungssatzes anzuheben oder abzusen-

ken. Hierbei wird dann auch der Veränderungssatz nach 

Ziffer 7.8.3. berücksichtigt, soweit dessen Voraussetzun-

gen vorliegen. Eine Beitragsanpassung unterbleibt, wenn 

der ermittelte Veränderungssatz zu einer Erhöhung oder 

Absenkung von weniger als 2 Prozent führt. Unabhängig 

von der Höhe des Veränderungssatzes unterbleibt eine 

Beitragsanpassung bei Verträgen, bei denen seit dem Ver-

sicherungsbeginn noch nicht zwölf Monate abgelaufen 

sind für den Zeitraum der ersten zwölf Monate. In diesem 

Fall wird der Veränderungssatz aus den ersten zwölf 
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Monaten bei der nächsten Beitragsanpassung nicht nach-

träglich berücksichtigt. 

 

7.8.5. Sind die ermittelten Beiträge für bestehende Produkt-Bau-

steine oder Produkt-Bausteinkombinationen höher als die 

Beiträge für neu abzuschließende Verträge mit gleichen 

Produkt-Bausteinen oder Produkt-Bausteinkombinatio-

nen, dann bilden die Beiträge für neu abzuschließende 

Produkt-Bausteine oder Bausteinkombinationen die 

Höchstgrenze für die Anpassung. Damit zahlen Sie als Be-

standskunde nicht mehr als ein Kunde, der seinen Rechts-

schutz-Vertrag neu abschließt. 

 

7.8.6. Die Beitragsanpassung wird ab dem Folgejahresbeitrag, 

frühestens aber einen Monat nach Erhalt der Mitteilung 

über die Beitragsanpassung in Textform (zum Beispiel Brief, 

E-Mail) wirksam. 

 

7.8.7. Sie können das Versicherungsverhältnis innerhalb eines 

Monats nach Zugang der Mitteilung über die Beitragsan-

passung mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch mit 

Wirkung zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Erhöhung 

wirksam werden soll (siehe Ziffer 7.8.6). Wir haben Sie in 

der Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. 

 

7.9. Änderung wesentlicher Umstände der Beitragsfestsetzung 
 

7.9.1. Wenn nach Vertragsabschluss ein Umstand eintritt, der ei-

nen höheren als den vereinbarten Versicherungsbeitrag 

rechtfertigt, können wir von da an diesen höheren Beitrag 

verlangen. Denn damit sichern wir eine höhere Gefahr ab.  

 

Wenn wir diese höhere Gefahr auch gegen einen höheren 

Beitrag nicht versichern können, müssen wir die Absiche-

rung gegen diese Gefahr ausschließen. In folgenden Fällen 

können Sie den Versicherungs-Vertrag in Textform (das 

heißt per Brief oder E-Mail, aber nicht mündlich oder telefo-

nisch) kündigen: 

 

• Ihr Beitrag erhöht sich um mehr als zehn Prozent o-

der 

• wir lehnen die Absicherung der höheren Gefahr ab. 

 

In diesen Fällen können Sie den Vertrag innerhalb eines 

Monats, nachdem Ihnen unsere Mitteilung zugegangen ist, 

ohne eine Frist kündigen. In unserer Mitteilung müssen 

wir Sie auf Ihr Kündigungsrecht hinweisen. Nachdem wir 

von der Erhöhung der Gefahr Kenntnis erhalten haben, 

müssen wir unser Recht auf Beitragsänderung innerhalb 

eines Monats ausüben. 

 

7.9.2. Wenn nach Vertragsabschluss ein Umstand eintritt, der ei-

nen niedrigeren als den vereinbarten Versicherungsbei-

trag rechtfertigt, können wir von da an nur noch diesen 

niedrigeren Beitrag verlangen. Sie müssen uns diesen Um-

stand innerhalb von zwei Monaten anzeigen. Wenn Sie 

uns nach Ablauf von zwei Monaten informieren, wird Ihr 

Versicherungsbeitrag erst zu dem Zeitpunkt herabgesetzt, 

zu dem Sie uns informiert haben. 

 

7.9.3. Wenn wir Sie auffordern, uns die zur Beitragsberechnung 

erforderlichen Angaben zu machen, müssen Sie uns diese 

innerhalb eines Monats zuschicken. Wenn Sie dieser Ver-

pflichtung nicht nachkommen, können wir den Versiche-

rungs-Vertrag mit einer Frist von einem Monat in Textform 

(das heißt per Brief, E-Mail, aber nicht mündlich oder telefo-

nisch) kündigen. Es sei denn, Sie weisen nach, dass Sie 

nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig gehandelt haben. 

(„Grob fahrlässiges Verhalten“ bedeutet: Jemand verletzt die 

im Verkehr erforderliche Sorgfalt in ungewöhnlich hohem 

Maße.) 

 

In folgenden Fällen haben Sie keinen Versicherungsschutz: 

 

• Sie machen innerhalb der Frist vorsätzlich falsche 

Angaben. 

 

• Sie unterlassen vorsätzlich erforderliche Angaben. 

 

• Der Versicherungsfall tritt später als einen Monat 

nach dem Zeitpunkt ein, zu dem Sie uns über die Ge-

fahrerhöhung hätten informieren müssen. Ihr Versi-

cherungsschutz entfällt nicht, wenn uns die zur Bei-

tragsberechnung erforderlichen Angaben bereits be-

kannt waren. 

 

Wenn Sie grob fahrlässig Angaben verschwiegen oder un-

richtige Angaben gemacht haben, können wir den Umfang 

unserer Leistungen kürzen, und zwar in einem der 

Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden Verhältnis. 

Sie müssen nachweisen, dass Sie nicht grob fahrlässig ge-

handelt haben. („Grob fahrlässiges Verhalten“ bedeutet: Je-

mand verletzt die im Verkehr erforderliche Sorgfalt in unge-

wöhnlich hohem Maße.) Ausnahme: In folgenden Fällen ha-

ben Sie trotzdem Versicherungsschutz: 

 

• Sie weisen nach, dass die Veränderung weder den 

Eintritt des Versicherungsfalls beeinflusst noch den 

Umfang unserer Leistung erhöht hat. 

 

• Die Frist für unsere Kündigung ist abgelaufen, und wir 

haben nicht gekündigt. Die soeben beschriebenen Re-

gelungen werden nicht angewandt, wenn 

 

• die Veränderung so unerheblich ist, dass diese nicht 

zu einer Erhöhung der Beiträge führen würde, oder 

 

• ersichtlich ist, dass diese Veränderung mitversichert 

sein soll. 

 

8. WANN VERJÄHREN ANSPRÜCHE AUS DEM VERSI-
CHERUNGSVERTRAG? 

 

8.1. Gesetzliche Verjährung 
 

Die Ansprüche aus dem Versicherungs-Vertrag verjähren in drei 

Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen 

Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

 

8.2. Wann wird die Verjährung ausgesetzt? 
 

Wenn Sie einen Anspruch aus Ihrem Versicherungs-Vertrag bei 

uns angemeldet haben, ist die Verjährung ausgesetzt. Die Aus-

setzung wirkt von der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt, zu dem 

Ihnen unsere Entscheidung in Textform (das heißt per Brief, E-

Mail, aber nicht mündlich oder telefonisch) zugeht. (Das heißt: Bei 

der Berechnung der Verjährungsfrist berücksichtigen wir zu Ihren 

Gunsten den Zeitraum von der Meldung bis zum Eintreffen unserer 

Entscheidung bei Ihnen nicht.) 

 

9. WELCHES RECHT IST ANZUWENDEN UND WO IST 
DER GERICHTSSTAND? 

 

9.1. Anzuwendendes Recht 
 

Für diesen Versicherungs-Vertrag gilt deutsches Recht. 
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9.2. Klagen gegen das Versicherungsunternehmen 
 

Wenn Sie uns verklagen wollen, können Sie die Klage an folgen-

den Orten einreichen: 

 

• Am Sitz des Versicherungsunternehmens oder am Sitz 

der für Ihren Vertrag zuständigen Niederlassung oder 

 

• wenn Sie eine natürliche Person sind, auch am Ge-

richt Ihres Wohnsitzes. (Eine „natürliche Person“ ist ein 

Mensch, eine „juristischen Person“ ist zum Beispiel eine 

GmbH, eine AG oder ein Verein.) Haben Sie keinen 

Wohnsitz, können Sie die Klage am Gericht Ihres ge-

wöhnlichen Aufenthalts einreichen. 

 

9.3. Klagen gegen die versicherte Person 
 

Wenn wir Sie verklagen müssen, können wir die Klage an folgen-

den Orten einreichen: 

 

• Wenn Sie eine natürliche Person sind, am Gericht Ihres 

Wohnsitzes. (Eine „natürliche Person“ ist ein Mensch, 

eine „juristischen Person“ ist zum Beispiel eine GmbH, 

eine AG oder ein Verein.) Haben Sie keinen Wohnsitz, 

können wir die Klage am Gericht Ihres gewöhnlichen 

Aufenthalts einreichen. 

 

• Wenn Ihr Wohnsitz oder Ihr gewöhnlicher Aufenthalt 

zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist, 

am Sitz unseres Versicherungsunternehmens oder am 

Sitz der für Ihren Vertrag zuständigen Niederlassung. 

 

• Wenn Sie eine juristische Person sind oder eine offene 

Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesell-

schaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene 

Partnerschaftsgesellschaft, ist das Gericht an Ihrem 

Sitz oder Ihrer Niederlassung zuständig. 

 

10. BEDINGUNGSANPASSUNG 
 

10.1. Wir sind berechtigt, die betroffenen Bedingungen zu ändern, zu 

ergänzen oder zu ersetzen (Anpassung), wenn folgende Anlässe 

gegeben sind: 

 

• Neue Rechtsvorschriften treten in Kraft oder beste-

hende werden geändert, die sich unmittelbar auf 

einzelne Bestimmungen des Versicherungs-Vertrags 

auswirken, 

 

• die höchstrichterliche Rechtsprechung zu Regelun-

gen aus dem Versicherungs-Vertrag ändert sich, 

 

• ein Gericht stellt rechtskräftig die Unwirksamkeit ein-

zelner Bedingungen fest oder 

 

• ein bestandskräftiger Verwaltungsakt der Versiche-

rungsaufsichtsbehörde oder Kartellbehörde bean-

standet einzelne Bedingungen als mit geltendem 

Recht nicht vereinbar. 

 

10.2. Die Anpassung kommt nur in Betracht für Bedingungen über Ge-

genstand und Umfang der Versicherung, Ausschlüsse, Ihre Oblie-

genheiten nach Vertragsschluss, Beitragsanpassung, Vertrags-

dauer und Kündigung. 

 

10.3. Dem Versicherungs-Vertrag wurde bei Vertragsschluss ein ausge-

wogenes Verhältnis zwischen Leistung (Versicherungsumfang) und 

Gegenleistung (der von Ihnen zu zahlende Beitrag) zugrunde 

gelegt. Die Bedingungsanpassung ist nur zulässig, wenn dieses 

ursprüngliche Verhältnis des Versicherungs-Vertrags durch die 

Änderungsanlässe in nicht unbedeutendem Maße gestört ist. 

Sind einzelne Bedingungen unwirksam oder werden sie bean-

standet, ist die Anpassung darüber hinaus nur dann zulässig, 

wenn die gesetzlichen Vorschriften keine Regelungen enthalten, 

die an die Stelle der unwirksamen oder beanstandeten Bedin-

gungen treten. 

 

10.4. Durch die Anpassung darf das bei Vertragsschluss zugrunde ge-

legte Verhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung bei Ge-

samtbetrachtung der Anpassung nicht zu Ihrem Nachteil geän-

dert werden (Verschlechterungsverbot). Die Anpassung muss nach 

den Grundsätzen einer ergänzenden Vertragsauslegung unter 

Wahrung der beiderseitigen Interessen erfolgen. 

 

10.5. Die Berechtigung zur Anpassung besteht unter den oben ge-

nannten Voraussetzungen für unsere Bedingungen auch, wenn 

sich die gerichtlichen und behördlichen Entscheidungen gegen 

Bedingungen anderer Versicherer richten. Voraussetzung dafür 

ist, dass unsere Bedingungen im Wesentlichen inhaltsgleich mit 

denen der anderen Versicherer sind. 

 

10.6. Die Zulässigkeit und Angemessenheit der Anpassung muss von 

einem unabhängigen Treuhänder überprüft und bestätigt wer-

den. Die Bestimmungen des Versicherungsaufsichtsgesetzes für 

die Bestellung eines Treuhänders gelten entsprechend. 

 

10.7. Die angepassten Bedingungen werden Ihnen schriftlich bekannt 

gegeben und erläutert. Sie gelten als genehmigt, wenn Sie nicht 

innerhalb von sechs Wochen nach Bekanntgabe in Textform (das 

heißt per Brief oder E-Mail, aber nicht mündlich oder telefonisch) wi-

dersprechen. Hierauf werden Sie bei der Bekanntgabe ausdrück-

lich hingewiesen. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige 

Absendung des Widerspruchs. 

 

10.8. Bei fristgemäßem Widerspruch tritt die Anpassung nicht in Kraft. 

Wir können innerhalb von vier Wochen nach Zugang des Wider-

spruchs den Versicherungs-Vertrag mit einer Frist von acht Wo-

chen zum Ende eines jeden Monats kündigen, wenn für uns das 

Festhalten an dem Vertrag ohne die Anpassung unzumutbar ist.  
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ANHANG 1: INFORMATIONEN ZUR BONITÄTS-
PRÜFUNG 
 
1. NAME UND KONTAKTDATEN DER ICD (verantwortli-

che Stelle) SOWIE DES BETRIEBLICHEN DATEN-
SCHUTZBEAUFTRAGTEN 

 

infoscore Consumer Data GmbH, Rheinstr. 99, 76532 Baden-Ba-

den 

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der ICD ist unter der 

o.a. Anschrift, zu Hd. Abteilung Datenschutz, oder per E-Mail un-

ter: datenschutz@arvato-infoscore.de erreichbar. 

 

2. ZWECKE DER DATENVERARBEITUNG DER ICD 
 

Die ICD verarbeitet und speichert personenbezogene Daten, um 

ihren Vertragspartnern Informationen zur Beurteilung der Kre-

ditwürdigkeit von natürlichen und juristischen Personen sowie 

zur Prüfung der Erreichbarkeit von Personen unter den von die-

sen angegebenen Adressen zu geben. Hierzu werden auch Wahr-

scheinlichkeits- bzw. Scoringwerte errechnet und übermittelt. 

Solche Auskünfte sind notwendig und erlaubt, um das Zahlungs-

ausfallrisiko z.B. bei einer Kreditvergabe, beim Rechnungskauf o-

der bei Abschluss eines Versicherungsvertrages vorab einschät-

zen zu können. Die Datenverarbeitung und die darauf basieren-

den Auskunftserteilungen der ICD dienen gleichzeitig der Bewah-

rung der Auskunftsempfänger vor wirtschaftlichen Verlusten und 

schützen Verbraucher gleichzeitig vor der Gefahr der übermäßi-

gen Verschuldung. Die Verarbeitung der Daten erfolgt darüber 

hinaus zur Betrugsprävention, zur Risikosteuerung, zur Festle-

gung von Zahlarten oder Konditionen sowie zur Tarifierung. 

 

3. RECHTSGRUNDLAGEN FÜR DIE DATENVERARBEI-
TUNG DER ICD 

 

Die ICD ist ein Auskunftunternehmen, das als solches bei der zu-

ständigen Datenschutzaufsichtsbehörde gemeldet ist. Die Verar-

beitung der Daten durch die ICD erfolgt auf Basis einer Einwilli-

gung gemäß Art. 6 Abs. 1a i.V.m. Art. 7 Datenschutzgrundverord-

nung (DSGVO) oder auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 f DSGVO, so-

weit die Verarbeitung zur Wahrung der berechtigten Interessen 

des Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist und so-

fern die Interessen und Grundfreiheiten der betroffenen Person, 

die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, nicht über-

wiegen. Die ICD stellt ihren Vertragspartnern die Informationen 

nur dann zur Verfügung, wenn eine Einwilligung des Betroffenen 

vorliegt oder von den Vertragspartnern ein berechtigtes Inte-

resse hieran im Einzelfall glaubhaft dargelegt wurde und eine 

Verarbeitung nach Abwägung aller Interessen zulässig ist. 

 

Das berechtigte Interesse ist insbesondere vor Eingehung von 

Geschäften mit wirtschaftlichem Risiko gegeben (z.B. Rechnungs-

kauf, Kreditvergabe, Abschluss eines Mobilfunk-, Festnetz- oder Versi-

cherungsvertrages). 

 

4. KATEGORIEN DER PERSONENBEZOGENEN DATEN 
DER ICD 
 

Von der ICD werden personenbezogene Daten (Name, Vorname, 

Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften), Informationen 

zum vertragswidrigen Zahlungsverhalten (siehe auch Ziff. 5), zu 

Schuldnerverzeichniseintragungen, (Privat-) Insolvenzverfahren 

und zur (Nicht-)Erreichbarkeit unter der angegebenen Adresse 

sowie entsprechende Scorewerte verarbeitet bzw. gespeichert. 

 

 

 

 

5. HERKUNFT DER DATEN DER ICD 
 

Die Daten der ICD stammen aus den amtlichen Insolvenzveröf-

fentlichungen sowie den Schuldnerverzeichnissen, die bei den 

zentralen Vollstreckungsgerichten geführt werden. Dazu kom-

men Informationen von Vertragspartnern der ICD über vertrags-

widriges Zahlungsverhalten basierend auf gerichtlichen sowie 

außergerichtlichen Inkassomaßnahmen. Darüber hinaus werden 

personenbezogene Daten (Name, Vorname, Geburtsdatum, An-

schrift, frühere Anschriften) aus den Anfragen von Vertragspart-

nern der ICD gespeichert. 

 

6. KATEGORIEN VON EMPFÄNGERN DER PERSONEN-
BEZOGENEN DATEN DER ICD 
 

Empfänger sind ausschließlich Vertragspartner der ICD. Dies sind 

insbesondere Unternehmen, die ein wirtschaftliches Risiko tra-

gen und ihren Sitz im europäischen Wirtschaftsraum, in Großbri-

tannien und in der Schweiz haben. Es handelt sich dabei im We-

sentlichen um Versandhandels- bzw. eCommerce-, Telekommu-

nikations- und Versicherungsunternehmen, Finanzdienstleister 

(z.B. Banken, Kreditkartenanbieter), Energieversorgungs- und 

Dienstleistungsunternehmen. Darüber hinaus gehören zu den 

Vertragspartnern der ICD Unternehmen, die Forderungen einzie-

hen, wie etwa Inkassounternehmen, Abrechnungsstellen oder 

Rechtsanwälte. 

 

7. DAUER DER DATENSPEICHERUNG DER ICD 
 

Die ICD speichert Informationen über Personen nur für eine be-

stimmte Zeit, nämlich solange, wie deren Speicherung i.S.d. Art. 

17 Abs. 1 lit. a) DSGVO notwendig ist. 

Die bei ICD zur Anwendung kommenden Prüf- und Löschfristen 

entsprechen einer Selbstverpflichtung (Code of Conduct) der im 

Verband Die Wirtschaftsauskunfteien e.V. zusammengeschlosse-

nen Auskunftunternehmen. 

 

• Informationen über fällige und unbestrittene Forde-

rungen bleiben gespeichert, so lange deren Ausgleich 

nicht bekannt gegeben wurde; die Erforderlichkeit der 

fortwährenden Speicherung wird jeweils taggenau 

nach vier Jahren überprüft. Wird der Ausgleich der 

Forderung bekannt gegeben, erfolgt eine Löschung 

der personenbezogenen Daten taggenau drei Jahre 

danach. 

 

• Daten aus den Schuldnerverzeichnissen der zentralen 

Vollstreckungsgerichte (Eintragungen nach § 882c 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 ZPO) werden taggenau nach 

drei Jahren gelöscht, jedoch vorzeitig, wenn der ICD 

eine Löschung durch das zentrale Vollstreckungsge-

richt nachgewiesen wird. 

 

• Informationen über Verbraucher-/Insolvenzverfahren 

oder Restschuldbefreiungsverfahren werden tagge-

nau drei Jahre nach Beendigung des Insolvenzverfah-

rens oder nach Erteilung oder Versagung der Rest-

schuldbefreiung gelöscht. 

 

• Informationen über die Abweisung eines Insolvenzan-

trages mangels Masse, die Aufhebung der Sicherungs-

maßnahmen oder über die Versagung der Rest-

schuldbefreiung werden taggenau nach drei Jahren 

gelöscht. 

 

• Angaben über Anfragen werden spätestens taggenau 

nach drei Jahren gelöscht. 

 

mailto:datenschutz@arvato-infoscore.de
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• Voranschriften bleiben taggenau drei Jahre gespei-

chert; danach erfolgt die Prüfung der Erforderlichkeit 

der fortwährenden Speicherung für weitere drei 

Jahre. Danach werden sie taggenau gelöscht, sofern 

nicht zum Zwecke der Identifizierung eine länger wäh-

rende Speicherung erforderlich ist. 

 
8. BETROFFENENRECHTE GEGENÜBER DER ICD 

 

Jede betroffene Person hat gegenüber der ICD das Recht auf 

Auskunft nach Art. 15 34 DSGVO, das Recht auf Berichtigung 

nach Art. 16 DSGVO, das Recht auf Löschung nach Art. 17 

DSGVO, das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 

18 DSGVO. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, sich an die 

für die ICD zuständige Aufsichtsbehörde -Der Landesdaten-

schutzbeauftragte für den Datenschutz Baden-Württemberg, Kö-

nigstr. 10a, 70173 Stuttgart- zu wenden. Einwilligungen können 

jederzeit gegenüber dem betreffenden Vertragspartner widerru-

fen werden. 

 

Dies gilt auch für Einwilligungen, die bereits vor Inkrafttreten der 

DSGVO erteilt wurden. Der Widerruf der Einwilligung berührt 

nicht die Rechtmäßigkeit der bis zum Widerruf verarbeiteten per-

sonenbezogenen Daten. 

 

Nach Art. 21 Abs. 1 DSGVO kann der Datenverarbeitung aus 

Gründen, die sich aus der besonderen Situation der betroffe-

nen Person ergeben, gegenüber der ICD widersprochen wer-

den. 

 

Sofern Sie wissen wollen, welche Daten die ICD zu Ihrer Person 

gespeichert und an wen sie welche Daten übermittelt hat, teilt 

Ihnen die ICD das gerne im Rahmen einer -unentgeltlichen- 

schriftlichen Selbstauskunft mit. Die ICD bittet um Ihr Verständ-

nis, dass sie aus datenschutzrechtlichen Gründen keinerlei tele-

fonische Auskünfte erteilen darf, da eine eindeutige Identifizie-

rung Ihrer Person am Telefon nicht möglich ist. Um einen Miss-

brauch des Auskunftsrechts durch Dritte zu vermeiden, benötigt 

die ICD folgende Angabe von Ihnen: 

 

Name (ggf. Geburtsname), Vorname(n), Geburtsdatum, Aktuelle 

Anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort), ggf. Voran-

schriften der letzten fünf Jahre (dies dient der Vollständigkeit der 

zu erteilenden Auskunft). 

 

Wenn Sie –auf freiwilliger Basis– eine Kopie Ihres Ausweises bei-

fügen, erleichtern Sie der ICD die Identifizierung Ihrer Person 

und vermeiden damit mögliche Rückfragen. Sie können die 

Selbstauskunft auch via Internet unter https://www.ar-

vato.com/finance/de/verbraucher/selbstauskunft/selbstaus-

kunft-anfordern.html beantragen. 

 

9. PROFILBILDUNG/PROFILING/SCORING 
 

Die ICD-Auskunft kann um sogenannte Scorewerte ergänzt wer-

den. Beim Scoring der ICD wird anhand von Informationen und 

Erfahrungen aus der Vergangenheit eine Prognose insbesondere 

über Zahlungswahrscheinlichkeiten erstellt. Das Scoring basiert 

primär auf Basis der zu einer betroffenen Person bei der ICD ge-

speicherten Informationen. Anhand dieser Daten, von adressbe-

zogenen Daten sowie von Anschriftendaten erfolgt auf Basis ma-

thematisch-statistischer Verfahren (insbes. Verfahren der logisti-

schen Regression) eine Zuordnung zu Personengruppen, die in 

der Vergangenheit ähnliches Zahlungsverhalten aufwiesen. Fol-

gende Datenarten werden bei der ICD für das Scoring verwen-

det, wobei nicht jede Datenart auch in jede einzelne Berechnung 

mit einfließt: Daten zum vertragswidrigen Zahlungsverhalten 

(siehe Ziff. 4. u. 5.), zu Schuldnerverzeichnis-Eintragungen und In-

solvenzverfahren (siehe Ziff. 4. u. 5.), Geschlecht und Alter der 

Person, adressbezogene Daten (Bekanntsein des Namensbzw. 

des Haushalts an der Adresse, Anzahl bekannter Personen im 

Haushalt (Haushaltsstruktur), Bekanntsein der Adresse), An-

schriftendaten (Informationen zu vertragswidrigem Zahlungsver-

halten in Ihrem Wohnumfeld (Straße/Haus)), Daten aus Anfragen 

von Vertragspartnern der ICD. Besondere Kategorien von Daten 

i.S.d. Art. 9 DSGVO (z.B. Angaben zur Staatsangehörigkeit, ethni-

schen Herkunft oder zu politischen oder religiösen Einstellungen) 

werden von ICD weder gespeichert noch bei der Berechnung von 

Wahrscheinlichkeitswerten berücksichtigt. Auch die Geltendma-

chung von Rechten nach der DSGVO, also z.B. die Einsichtnahme 

in die bei der ICD gespeicherten Informationen nach Art. 15 

DSGVO, hat keinen Einfluss auf das Scoring. Die ICD selbst trifft 

keine Entscheidungen über den Abschluss eines Rechtsgeschäfts 

oder dessen Rahmenbedingungen (wie z.B. angebotene Zahlar-

ten), sie unterstützt die ihr angeschlossenen Vertragspartner le-

diglich mit ihren Informationen bei der diesbezüglichen Entschei-

dungsfindung. Die Risikoeinschätzung und Beurteilung der Kre-

ditwürdigkeit sowie die darauf basierende Entscheidung erfolgt 

allein durch Ihren Geschäftspartner. 

  

 

 

 

 

 


